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VERFASSUNG UND ALLGEMEINE VERWALTUNG

Vollzug der Baugesetze;

Nachgenehmigung der bestehenden Wohnung Nr. 5im Dach/- Obergeschoss mit Einbau von 4 Dachgauben,
AuBentreppe mit Balkon auf der Nordseite, Einhausung von einem Teil des bestehenden Balkon auf der Siidseite
sowie Neubau einer Garage mit Stellplatz

Gemarkung Niederaschau i. Chiemgau, FI.Nr. 82/31

Vorhaben: Nachgenehmigung der bestehenden Wohnung Nr. 5 im Dach/- Obergeschoss mit Ein-
bau von 4 Dachgauben, AuR3entreppe mit Balkon auf der Nordseite, Einhausung von
einem Teil des bestehenden Balkon auf der Sudseite sowie Neubau einer Garage mit

Stellplatz
Bauort: Aschau i. Chiemgau, Blumenstralle 4
Lage: Gemarkung Niederaschau i. Chiemgau, Flurstiick 82/31

Das Landratsamt Rosenheim erlasst folgenden Bescheid:

Baugenehmigung

Der Bauantrag wird nach MaRgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht in Miinchen,

Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 Miinchen,
Hausanschrift: Bayerstrae 30, 80335 Miinchen

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

e Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fir den Schriftformersatz
zugelassenen Form méglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nichtzugelassen und entfaltet
keine rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 muss der in 8 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsétzlich elektronisch einreichen.

e Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfah-

rensgebihr fallig.

Hinweis: Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt mit
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt.

Die Akten des Verfahrens kénnen nach vorheriger Terminvereinbarung im Landratsamt Rosenheim, Kreisbauamt, Wittels-
bacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.205, eingesehen werden.

Landratsamt Rosenheim

Rosenheim, 29.07.2025

gez.

Rauh
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Vollzug der Baugesetze;
Nutzungsénderung einer Einzimmerwohnung zur Ferienwohnung
Gemarkung Prien a. Chiemsee, FI.Nr. 740/2

Vorhaben: Nutzungsénderung einer Einzimmerwohnung zur Ferienwohnung
Bauort: Prien a. Chiemsee, SeestralRe 92+94
Lage: Gemarkung Prien a. Chiemsee, Flurstiick 740/2

Das Landratsamt Rosenheim erlasst folgenden Bescheid:

Baugenehmigung

Der Bauantrag wird nach MaRRgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht in Minchen,

Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 Miinchen,
Hausanschrift: Bayerstrae 30, 80335 Miinchen

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

e Die Einlegung des Rechtshehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fir den Schriftformersatz
zugelassenen Form méglich. Die Einlegung eines Rechtsbhehelfs per einfacher E-Mail ist nichtzugelassen und entfaltet
keine rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 muss der in 8 55d VwWGO genannte Personenkreis Klagen grundsatzlich elektronisch einreichen.

e Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfah-

rensgebuhr fallig.

Hinweis: Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt mit
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt.

Die Akten des Verfahrens kénnen nach vorheriger Terminvereinbarung im Landratsamt Rosenheim, Kreisbauamt, Wittels-
bacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.219, eingesehen werden.

Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 29.07.2025

gez.

Endler
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Vollzug der Baugesetze;

Implementierung von 2 Ladeséaulen und 4 Ladeplatze inkl.. Transformator mit Werbeanlagen
hier: Anderung der Parkplatzsituation

Gemarkung Bad Aibling, FI.Nr. 663/2

Vorhaben: Implementierung von 2 Ladesé&ulen und 4 Ladeplétze inkl.. Transformator mit Wer-
beanlagen
hier: Anderung der Parkplatzsituation

Bauort: Bad Aibling, Rosenheimer StralRe 68

Lage: Gemarkung Bad Aibling, Flurstiick 663/2

Das Landratsamt Rosenheim erlasst folgenden Bescheid:

Baugenehmigung

Der Bauantrag wird nach MaRgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht in Miinchen,

Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 Miinchen,
Hausanschrift: Bayerstrae 30, 80335 Miinchen

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

e Die Einlegung des Rechtshehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fir den Schriftformersatz
zugelassenen Form méglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nichtzugelassen und entfaltet
keine rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 muss der in 8 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsétzlich elektronisch einreichen.

o Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfah-

rensgebihr fallig.

Hinweis: Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt mit
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt.

Die Akten des Verfahrens kénnen nach vorheriger Terminvereinbarung im Landratsamt Rosenheim, Kreisbauamt, Wittels-
bacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.212, eingesehen werden.

Landratsamt Rosenheim

Rosenheim, 30.07.2025

gez.

Wiedergriin
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Vollzug der Baugesetze;
Nutzungsénderung des bestehenden Apartment Nr. 2 zu einer osteopatischen Praxis
Gemarkung Kiefersfelden, FI.Nr. 87

Vorhaben: Nutzungsénderung des bestehenden Apartement Nr. 2
zu einer osteopatischen Praxis

Bauort: Kiefersfelden, Lindenweg 19b

Lage: Gemarkung Kiefersfelden, Flurstiick 87

Das Landratsamt Rosenheim erlasst folgenden Bescheid:

Baugenehmigung

Der Bauantrag wird nach MaRRgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht in Minchen,

Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 Miinchen,
Hausanschrift: Bayerstrae 30, 80335 Miinchen

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

e Die Einlegung des Rechtshehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fir den Schriftformersatz
zugelassenen Form méglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nichtzugelassen und entfaltet
keine rechtlichen Wirkungen!

e Ab01.01.2022 muss der in § 55d VwWGO genannte Personenkreis Klagen grundsatzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfah-
rensgebuhr fallig.

Hinweis: Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt mit
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt.

Die Akten des Verfahrens kénnen nach vorheriger Terminvereinbarung im Landratsamt Rosenheim, Kreisbauamt, Wittels-
bacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.205, eingesehen werden.

Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 08.08.2025

gez.

Rauh
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Vollzug der Baugesetze;

Temporare Nutzungsanderung eines Hotels in eine Flichtlingsunterkunft
mit einer zeitlichen Begrenzung bis Ende des Jahres 2033

Gemarkung Oberaudorf, FI.Nr. 321/15

Vorhaben: Temporare Nutzungsanderung eines Hotels in eine Flichtlingsunterkunft
mit einer zeitlichen Begrenzung bis Ende des Jahres 2033

Bauort: Oberaudorf, Sudelfeldstral’e 12

Lage: Gemarkung Oberaudorf, Flurstiick 321/15

Das Landratsamt Rosenheim erlasst folgenden Bescheid:

Baugenehmigung

Der Bauantrag wird nach MaRgabe der eingereichten Bauvorlagen im vereinfachten Verfahren genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht in Minchen,

Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 Miinchen,
Hausanschrift: Bayerstra3e 30, 80335 Miinchen

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

e Die Einlegung des Rechtshehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer fir den Schriftformersatz
zugelassenen Form méglich. Die Einlegung eines Rechtsbhehelfs per einfacher E-Mail ist nichtzugelassen und entfaltet
keine rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 muss der in 8 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsétzlich elektronisch einreichen.
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfah-
rensgebuhr fallig.

Hinweis: Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt mit
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt.

Die Akten des Verfahrens kénnen nach vorheriger Terminvereinbarung im Landratsamt Rosenheim, Kreisbauamt, Wittels-
bacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.218, eingesehen werden.

Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 11.08.2025

gez.

Neugebauer
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Sturmwarndienst Simssee

Mit Ablauf des 31. Oktober 2025 wird der Sturmwarndienst am Simssee eingestellt. Die optische Sturmwarnung wird am 1.
April 2026 wieder in Betrieb genommen.

Landratsamt Rosenheim

Rosenheim, 18.08.2025

gez.

Bauer
Regierungsdirektorin (EAPI 093-7)
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BAUEN, PLANEN, GEWASSER, WOHNEN

Vollzug 8§ 76 Abs. 3 des Wasserhaushaltsgesetzes -WHG-

und Art. 47 Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Wassergesetzes -BayWG-;

Bekanntmachung zur vorlaufigen Sicherung des vom Wasserwirtschaftsamt Rosenheim

ermittelten Uberschwemmungsgebietes am Wildbach Ameranger Dorfbach von Fluss-km 2,74 bis 4,35
(Wildbachgefahrdungsbereich) auf dem Gebiet der Gemeinde Amerang

Die Hochwasserereignisse der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass es wichtig ist, aktiv vorzusorgen, um Hochwasser-
schéaden zu minimieren. Eine Voraussetzung daflr ist, die Gebiete zu ermitteln, die bei Hochwasser voraussichtlich
tiberschwemmt werden. Das Bayerische Wassergesetz -BayWG- verpflichtet deshalb die Wasserwirtschaftsamter, die Uber-
schwemmungsgebiete in Bayern zu ermitteln und zu kartieren (Art. 46 Abs. 1 BayWG).

Auf dem Gebiet der Gemeinde Amerang, Landkreis Rosenheim, wurde das Uberschwemmungsgebiet fiir den Wildbachge-
fahrdungsbereich am Wildbach Ameranger Dorfbach von Fluss-km 2,74 bis 4,35 (Gewasser Ill. Ordnung) berechnet und in
der beigefiigten Ubersichtskarte dargestellt.

Es wird ausdricklich darauf hingewiesen, dass es sich dabei um die Ermittlung und Dokumentation einer von Natur aus
bestehenden Geféahrdungslage und nicht um eine durchgefiihrte oder veranderbare Planung handelt.

Grundlage fiir die Ermittlung des Uberschwemmungsgebiets ist das hundertjahrliche Hochwasser unter Beriicksichtigung
der wildbachtypischen Eigenschaften (Bemessungshochwasser - HQ1o00). Ein 100-jéhrliches Hochwasser wird an einem
Standort im statistischen Durchschnitt in 100 Jahren einmal errechnet oder Giberschritten. Da es sich um einen Mittelwert
handelt, kann dieser Abfluss innerhalb von 100 Jahren auch mehrfach auftreten. Die wildbachtypischen Eigenschaften um-
fassen ein zumindest streckenweise groRRes Gefdlle, rasch und stark wechselnden Abfluss und zeitweise hohe
Feststofffilhrung (insbesondere Schwemmbholz, Sand, Kies und Gerdéll).

Die bei einem Bemessungshochwasser iiberschwemmten Flachen sind in der beigefiigten Ubersichtskarte blau dargestellt.
Die Ubersichtskarte im MaRstab 1 : 25.000 (U1) und die Detailkarte im MaRstab M 1 : 5.000 (KO1) kénnen im Landratsamt
Rosenheim, Zimmer 04.016, sowie in der Gemeinde Amerang taglich wahrend der blichen Dienstzeiten sowie im Internet
unter http://www.landkreis-rosenheim.de eingesehen werden.

Mit dieser Bekanntmachung gelten die als Uberschwemmungsgebiet dargestellten Flachen als vorlaufig gesicherte Gebiete.
Damit sind folgende Rechtswirkungen verbunden:

Bauliche Schutzvorschriften

Im vorlaufig gesicherten Uberschwemmungsgebiet ist gemaR § 78 Abs. 1 Satz 1i.V.m. Abs. 8 des Wasserhaushaltsgesetzes
-WHG- die Ausweisung neuer Baugebiete im AuRenbereich in Bauleitplanen oder in sonstigen Satzungen nach dem Bau-
gesetzbuch -BauGB- untersagt. Das Verbot gilt nicht, wenn die Ausweisung ausschlielich der Verbesserung des
Hochwasserschutzes dient, sowie flir Bauleitplane fur Hafen und Werften (8§ 78 Abs. 1 Satz 2 WHG).

Ausnahmsweise kann das Landratsamt Rosenheim abweichend von genannten Verbot nach § 78 Abs. 1 Satz 1 WHG die
Ausweisung neuer Baugebiete unter den Voraussetzungen des § 78 Abs. 2 WHG zulassen.

Nach § 78 Abs. 3 i.V.m. Abs. 8 WHG hat die Gemeinde bei der Aufstellung, Anderung oder Erganzung von Bauleitpléanen
fir Gebiete, die nach § 30 Abs. 1 und 2 oder § 34 BauGB zu beurteilen sind, in der Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB
insbesondere zu beriicksichtigen:

1. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger,
2. die Vermeidung einer Beeintrachtigung des bestehenden Hochwasserschutzes und
3. die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben.
Dies gilt fiir Satzungen nach § 34 Abs. 4 und § 35 Abs. 6 BauGB entsprechend.
Nach § 78 Abs. 4 Satz 1i.V.m. Abs. 8 WHG st die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach den 88 30, 33, 34

und 35 BauGB untersagt. Das Verbot gilt nicht fir die MalRhahmen des Gewdasserausbaus, des Baus von Deichen und
Dammen, der Gewasser- und Deichunterhaltung und des Hochwasserschutzes des Messwesens (§ 78 Abs. 4 Satz 2 WHG).
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Im Einzelfall kann das Landratsamt Rosenheim abweichend von § 78 Abs. 4 Satz 1 WHG die Errichtung oder Erweiterung
baulicher Anlagen nach den 8§ 30, 33, 34 und 35 BauGB gemaf § 78 Abs. 5 WHG zulassen, wenn

1. das Vorhaben
a) die Hochwasserriickhaltung nicht oder nur unwesentlich beeintréchtigt und der Verlust von verlorengehendem
Ruckhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird,
b) den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig veréndert,
¢) den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt und
d) hochwasserangepasst ausgefiihrt wird oder
2. die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden kdnnen.

Bei der Prifung der zuvor genannten Voraussetzungen sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu beriicksichti-
gen (8 78 Abs. 5 Satz 2 WHG).

Sonstige Schutzvorschriften

GemaR § 78a Abs. 1i.V.m Abs. 6 WHG ist in vorlaufig gesicherten Uberschwemmungsgebieten ebenfalls untersagt:

1. die Errichtung von Mauern, Wallen oder dhnlichen Anlagen, die den Wasserabfluss behindern kénnen,

2. das Aufbringen und Ablagern von wassergefahrdenden Stoffen auf dem Boden, es sei denn, die Stoffe dirfen im
Rahmen einer ordnungsgemafen Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden,

3. die Lagerung von wassergefahrdenden Stoffen auRerhalb von Anlagen,

4. das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern von Gegenstanden, die den Wasserabfluss behindern kénnen
oder die fortgeschwemmt werden kénnen,

5. das Erhdhen oder Vertiefen der Erdoberflache,

6. das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den Zielen des vorsorgenden Hochwasserschutzes
geman § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 und § 75 Abs. 2 WHG entgegenstehen,

7. die Umwandlung von Grinland in Ackerland,

8. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart.

Die zuvor genannten Verbote nach § 78a Abs. 1 gelten nicht fir Malinahmen des Gewasserausbaus, des Baus von Deichen
und Dammen, der Gewasser- und Deichunterhaltung, des Hochwasserschutzes, einschlie3lich MaRnahmen zur Verbesse-
rung oder Wiederherstellung des Wasserzuflusses oder des Wasserabflusses auf Rickhalteflachen, fir MaBnahmen des
Messwesens sowie fiir Handlungen, die fiir den Betrieb von zugelassenen Anlagen oder im Rahmen zugelassener Gewas-
serbenutzungen erforderlich sind.

Das Landratsamt Rosenheim kann im Einzelfall abweichend von den zuvor genannten Verboten Mal3nahmen zulassen,
wenn

1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen,
2. der Hochwasserabfluss und die Hochwasserriickhaltung nicht wesentlich beeintrachtigt werden und
3. eine Gefahrdung von Leben oder Gesundheit oder erhebliche Sachschaden nicht zu befiirchten sind

oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden kénnen (8§ 78a Abs. 2 Satz 1
WHG). Bei der Prifung der Voraussetzungen der zuvor genannten Nummern 2 und 3 sind auch die Auswirkungen auf die
Nachbarschaft zu beriicksichtigen (8 78a Abs. 2 Satz 3 WHG).

Die Zulassung kann, auch nachtréglich, mit Nebenbestimmungen versehen oder widerrufen werden (§ 78a Abs. 2 Satz 2
WHG).

Nach § 78a Abs. 3 i.vV.m. Abs. 6 WHG sind in vorlaufig gesicherten Uberschwemmungsgebieten im Falle einer unmittelbar

bevorstehenden Hochwassergefahr Gegensténde nach § 78a Abs. 1 Nr. 4 WHG durch ihren Besitzer unverziglich aus dem
Gefahrenbereich zu entfernen.

Heizolverbraucheranlagen

Nach § 78c Abs. 1 WHG ist die Errichtung neuer Heizélverbraucheranlagen in vorlaufig gesicherten Uberschwemmungsge-
bieten verboten. Das Landratsamt Rosenheim kann auf Antrag Ausnahmen zulassen, wenn keine anderen weniger
wassergefahrdenden Energietrager zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfiigung stehen und die Heizélverbraucher-
anlage hochwassersicher errichtet wird.

In vorlaufig gesicherten Uberschwemmungsgebieten gelten fiir Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen ins-

besondere die Anforderungen nach § 50 der Verordnung Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen -
AwSV-. Wesentliche Anderungen an Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen sind zum Anderungszeitpunkt
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hochwassersicher auszufiihren. Fir Jauche-, Gille- und Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen) im Sinne des § 2 Abs. 13
AwSYV gelten anstelle des § 50 insbesondere die Bestimmungen der Nrn. 8.2 und 8.3 Anlage 7 AwSV. Zudem haben Betrei-
ber prifpflichtiger Anlagen geméaR 8 46 AwSV die Priifzeitpunkte und -intervalle nach MaRgabe der Anlage 6 AwSV zu
beachten.

Die vorlaufige Sicherung ist Grundlage fiir weitere Entscheidungen des Landratsamts (iber die Festsetzung eines Uber-
schwemmungsgebiets durch Rechtsverordnung. Die vorlaufige Sicherung endet, sobald die Rechtsverordnung zur
Festsetzung des Uberschwemmungsgebiets in Kraft tritt oder das Festsetzungsverfahren eingestellt wird. Sie endet spate-
stens nach Ablauf von finf Jahren. Im begriindeten Einzelfalls kann die Frist vom Landratsamt Rosenheim hdchstens um
zwei weitere Jahre verlangert werden (Art. 47 Abs. 4 BayWG).

Weitere Informationen

Ermittelte, vorlaufig gesicherte und festgesetzte Uberschwemmungsgebiete werden im Themenbereich Naturgefahren des
UmweltAtlas Bayern fir die Offentlichkeit dokumentiert.

Unter www.iug.bayern.de sind auch weitere Informationen zu Uberschwemmungsgebieten sowie rechtliche Grundlagen und
Hinweise zum Festsetzungsverfahren zu finden. Wasserspiegellagen sind beim zusténdigen Wasserwirtschaftsamt zu er-
fragen.

Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 04.08.2025

gez.

Otto Lederer
Landrat (34-6451-1 Sh)
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Vollzug des § 67 des Wasserverbandsgesetzes - WVG -

in der Fassung der Bekanntmachung vom 12.02.1991 (BGBI. | S. 405),

zuletzt gedndert durch Gesetz vom 15.05.2002 (BGBI. | S. 1578);

hier: Bekanntmachung der neuen Verbandssatzung

des Wasser- und Bodenverbandes Tattenhausen, Gemeinde GrofR3karolinenfeld

Bekanntmachung

Der Wasser- und Bodenverband Tattenhausen hat entsprechend § 58 Abs. 1 in der Verbandsversammlung am 24.04.2025
den Neuerlass der Verbandssatzung beschlossen.

Die neuen Satzungen wurden in der Fassung der Ausfertigung vom 24.04.2025 gemaR 88 58 Abs. 2 Satz 1 und 72 Abs. 1
Satz 1 WVG in Verbindung mit Art. 2 BayAGWVG durch das Landratsamt Rosenheim als ortlich und sachlich zustéandige
Rechtsaufsichtsbehdrde genehmigt.

Die neue Verbandssatzung wird als Anlage zu diesem Amtsblatt bekannt gemacht.

Landratsamt Rosenheim

Rosenheim, 06.08.2025

gez.

Zallinger
Regierungsdirektor
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WITSCHAFT, ARBEIT, GEWERBLICHER VERBRAUCHERSCHUTZ,
VERKEHR, ENERGIE

Feststellung geméaR 8 5 Abs. 2 des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitspriufung (UVPG)

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach § 16 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BimSchG)
auf Erteilung der Genehmigung zur wesentlichen Anderung der Anlage

durch Errichtung einer zweiten Dampfkesselanlage als Nebeneinrichtung der 5-ASA-Anlage

auf den Flurnummern 1630/12, 1684/7 Gemarkung und Gemeinde Raubling

Die PharmaZell GmbH, vertreten durch die Geschaftsfihrer Herrn Stefan Gaab, Herrn Markus Hartl und Herrn Dr. Edgar
Lange, beantragte am 19.03.2025 beim Landratsamt Rosenheim als zustéandige Genehmigungsbehérde die immissions-
schutzrechtliche Genehmigung fiir die wesentliche Anderung einer Errichtung einer zweiten Dampfkesselanlage als
Nebeneinrichtung der 5-ASA-Anlage.

Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung geméf § 16 des Gesetzes zum Schutz vor schadlichen Umweltein-
wirkungen  durch Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiutterungen und &hnliche Vorgdnge (Bundes-
Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in Verbindung mit Nr. 4.1.19 (Verfahrensart GE) des Anhangs 1 zur Vierten Verord-
nung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung iber genehmigungsbedurftige Anlagen - 4.
BIm-SchV).

Das Vorhaben féllt zugleich unter § 2 Abs. 4 Nr. 2 des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in
Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG und 4.2 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG mit der Kennzeichnung ,A".

Fur diese wesentliche Anderung der Anlage ist im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens nach BImSchG eine allgemeine
Vorprifung nach § 9 Abs. 2 UVPG in Verbindung mit § 7 Abs. 5 UVPG vorzunehmen.

Dabei handelt es sich um eine Uberschlagige Prifung unter Berlicksichtigung der Kriterien der Anlage 3 des UVPG, bei der
festgestellt werden soll, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die fur die Genehmigung
des Vorhabens zu bericksichtigen sind und deshalb eine UVP-Pflicht besteht. Die Bewertung im Rahmen einer
Uberschléagigen Priifung anhand der vorgelegten Antragsunterlagen, eigener Ermittlungen und der fur die Entscheidung
maRgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergab, dass das geplante Anderungsvorhaben keine erheblichen
nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt haben kann.

Diese Bewertung stiitzt sich insbesondere auf folgende Aspekte:

Es besteht am Standort bereits eine Anlage, die nunmehr erweitert und ergéanzt werden soll. Die angeforderten Sachverstén-
digengutachten belegen, dass mit keinen schadlichen Umweltauswirkungen zu rechnen ist, wenn die geplante Anlage
antragskonform errichtet und betrieben wird.

Nachdem das Vorhaben auf dem bestehenden Betriebsgelande der Pharmazell GmbH realisiert werden soll, hat es keine
Auswirkungen auf die Nutzung und Gestaltung von Wasser, Boden, Natur und Landschaft.

Im Rahmen der beantragten wesentlichen Anderung ergeben sich keine wesentlichen Veranderungen der auftretenden
Emissionen. Nach dem Ergebnis der Priifung kann ausgeschlossen werden, dass hierdurch erhebliche nachteilige Auswir-
kungen auf die in 8 1 BImSchG genannten Schutzguter zu besorgen sind.

Die Unterlagen zur allgemeinen Vorpriifung des Einzelfalls sowie Auskiinfte tiber das Vorhaben nach dem Umweltinfor-
mationsgesetz - UIG - koénnen beim Landratsamt Rosenheim, Sachgebiet 35, Untere Immissionsschutzbehdrde,
Wittelsbacher StraRe 53, 83022 Rosenheim, Telefon 08031/392-3507 nach vorheriger Terminvereinbarung wahrend der
Ublichen Dienststunden ein-gesehen bzw. eingeholt werden.

Gemal § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbststandig anfechtbar. Die gemaf 8 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG erforder-
liche Information der Offentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.

Landratsamt Rosenheim

Rosenheim, 18.08.2025

gez.

Meinrenken
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Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BimSchG);

Antrag der Zosseder GmbH Abbruch und Entsorgung auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gung zur wesentlichen Anderung nach § 16 BImSchG durch Erweiterung der bestehenden Genehmigung um die
Behandlung von MKW kontaminierten Béden gem. 8.7.1.1 der 4. BImSchV und Sanierung und Erweiterung der be-
stehenden Lagerboxen auf gleiches Niveau des Bestandes auf dem Grundstick FI.Nr. 1236, Gemarkung Pang,
Gemeinde Raubling

Bekanntmachung des Landratsamtes Rosenheim vom 28.08.2025
Az.: 35 WG-2025-70565

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG);

Antrag der Zosseder GmbH Abbruch und Entsorgung, vertreten durch die Geschéftsfuhrer Herrn Simon Zosseder und Herrn
Michael Wei3, Spielberg 1, 83549 Eiselfing, auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur wesentlichen
Anderung nach § 16 BImSchG durch Erweiterung der bestehenden Genehmigung um die Behandlung von MKW kontami-
nierten Béden gem. 8.7.1.1 der 4. BImSchV und Sanierung und Erweiterung der bestehenden Lagerboxen auf gleiches
Niveau des Bestandes auf dem Grundstiuck FI.Nr. 1236, Gemarkung Pang, Gemeinde Raubling.

GemaR § 10 Abs. 3 BImSchG in Verbindung mit 8 8 Abs. 1 der Verordnung tUber das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV)
wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht:

Mit Schreiben vom 30.07.2025 hat die Zosseder GmbH Abbruch und Entsorgung beim Landratsamt Rosenheim als zustén-
diger Genehmigungsbehdrde die immissionsschutzrechtliche Genehmigung nach § 16 BImSchG fir die Errichtung und den
Betrieb einer Anlage zur Erweiterung der bestehenden Genehmigung um die Behandlung von MKW kontaminierten Boden
gem. 8.7.1.1 der 4. BImSchV und Sanierung und Erweiterung der bestehenden Lagerboxen auf gleiches Niveau des Be-
standes an ihrem Standort in Raubling, Wasserwiesen beantragt.

Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmigung nach § 16 Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit § 1 der Verordnung
Uber genehmigungsbedurftige Anlagen (4. BImSchV) und Nr. 8.7.1.1 gekennzeichnet mit ,,G" des Anhangs 1 zur 4. BImSchV.
Das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren fur die geplante Anlage wird gemaf § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buch-
stabe b) der 4. BImSchV in Verbindung mit 8 10 BImSchG und §8§ 8 ff. der Verordnung lber das Genehmigungsverfahren
(9. BImSchV) in einem foérmlichen Verfahren mit Offentlichkeitsbeteiligung durchgefiihrt.

Zudem unterliegt die Anlage gemaf § 3 der 4. BImSchV den Vorgaben der Industrieemissions-Richtlinie.

Nach § 6 UVPG i.V.m. Ziffer 8.3 der Anlage 1 zum UVPG besteht fir das Vorhaben auch eine Pflicht zur Durchfuhrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP-Pflicht). Das Zulassungsverfahren ist als unselbstandiger Teil in das immissionsschutz-
rechtliche Genehmigungsverfahren integriert. Der Antragsteller hat begleitend zu dem genannten BImSchG-Antrag einen
UVP-Bericht nach § 4e der 9. BImSchV (Verordnung lber das Genehmigungsverfahren) vorgelegt.

Diese Bekanntmachung, der Genehmigungsantrag und die zugehdrigen Unterlagen zum Verfahren und zur UVP werden in
der Zeit vom

08.09.2025 bis einschlielich 07.10.2025 (Auslegungsfrist)

zur Einsichtnahme jeweils von Montag bis Freitag wahrend der Dienststunden unter vorheriger Terminvereinbarung bei
folgenden Stellen ausgelegt:

- Landratsamt Rosenheim, Sachgebiet 35 Immissionsschutz, Abfallrecht, Wittelsbacher Stral3e 55, 83022 Rosenheim,
Zimmer 04.010. (Mo. — Fr. 7.30 — 12.00 Uhr, Di. und Do. 13.00 — 17.00 Uhr).
Um vorherige Terminvereinbarung unter der Telefonnummer 08031/392-3507 wird gebeten.

- Gemeinde Raubling, Bahnhofstra3e 31, 83064 Raubling, Zimmer 15, Telefon: 08035 / 87 05-0
Die Dokumente sind zudem unter dem Link https://www.landkreis-rosenheim.de/umwelt/#tab-immissionsschutz-und-abfall-

recht-aktuell-verfahren-mit-oeffentlichkeitsbeteiligung im vorgenannten Zeitraum einsehbar. Zusatzlich besteht die
Moglichkeit, eine leicht zu erreichende Zugangsmaoglichkeit zur Verfiigung gestellt zu bekommen.

Zugleich erfolgt die Zugénglichmachung des Inhalts dieser Bekanntmachung sowie der Unterlagen tiber das Zentrale Inter-
netportal Bayern (www.uvp-verbund.de) gem. § 20 Abs. 1, 2 UVPG. Mal3geblich ist der Inhalt der ausgelegten Unterlagen.

Als entscheidungserhebliche Berichte und Empfehlungen fiir das Vorhaben liegen insbesondere aus:

- Antrag

- Verfahrensbeschreibung
- Betriebsanweisung

- UVP-Bericht

- BVT-Bericht
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- BlmSch-Genehmigung vom 09.05.2018
- Unterlagen Bausanierung
- Plane (Ubersichtsplane, Boxenplan, Luftbild, Amtlicher Lageplan)

Einwendungen gegen das Vorhaben kénnen ab Beginn der Auslegung bis einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist,
also in der Zeit

bis 07.11.2025 (Einwendungsfrist)

schriftlich oder elektronisch beim Landratsamt Rosenheim, Sachgebiet 35 Immissionsschutz und Abfallrecht, Wittels-
bacher Strafl3e 55, 83022 Rosenheim, E-Mail: immissionsschutz@Ira-rosenheim.de erhoben werden.

Die Einwendungen mussen den Namen und die Adresse (sowie ggf. E-Mail-Adresse) des Einwendungsfuhrers enthalten.
Zudem mussen diese den geltend gemachten Belang und das Maf3 seiner Beeintrachtigung erkennen lassen.

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind gem. § 21 Abs. 4 UVPG alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Die erhobenen Einwendungen werden der Zosseder GmbH Abbruch und Entsorgung und den Behdrden bekanntgegeben,
deren Aufgabenbereich durch sie beriihrt wird. Auf Verlangen des Einwenders kdnnen der Name und die Anschrift vor der
Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungsgemafen Durchfiihrung des Genehmigungsverfahrens
nicht erforderlich sind (§ 12 Abs. 2 der 9. BImSchV).

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet das Landratsamt Rosenheim in Ausiibung pflichtgeméaflen Ermessens dar-
Uber, ob im Genehmigungsverfahren ein Erdrterungstermin durchgefuhrt wird, in dem die rechtzeitig gegen das Vorhaben
erhobenen Einwendungen mit dem Antragsteller und denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, erértert werden (8§ 10
Abs. 6 BImSchG in Verbindung mit § 12 Abs. 1 Satz 3 der 9. BImSchV).

GemaR § 10 Abs. 6 Satz 2 BImSchG kann der Erdrterungstermin auch als Online-Konsultation oder durch eine Video- oder
Telefonkonferenz durchgefiihrt werden.

Die Entscheidung, ob und zu welchem Termin ein Erdrterungstermin als Prasenzveranstaltung durchgefihrt wird, wird ge-
sondert offentlich bekanntgemacht (vgl. § 12 Abs. 1 Satz 3 der 9. BImSchV). Auch ein Wegfall des Erérterungstermins bzw.
die Durchfiihrung nach den MafRgaben des § 10 Abs. 6 Satz 2 BImSchG als Online-Konsultation oder im Rahmen einer
Videokonferenz werden gegebenenfalls gesondert 6ffentlich bekanntgemacht.

Auf Folgendes wird jedoch bereits jetzt hingewiesen:

- Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, sind im Erdrterungstermin nicht zu behandeln; sie
werden durch schriftichen Bescheid auf den Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten verwiesen (8 15 der 9.
BImSchV).

- Beim Erérterungstermin werden die formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder
von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erdrtert (8 10 Abs. 4 Nr. 3 BImSchG).

- GemaR § 16 der 9. BImSchV findet ein Erdrterungstermin nicht statt, wenn

e Einwendungen gegen das Vorhaben nicht oder nicht rechtzeitig erhoben worden sind,
die rechtzeitig erhobenen Einwendungen zuriickgenommen worden sind,
ausschlief3lich Einwendungen erhoben worden sind, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen
die erhobenen Einwendungen nach Einschatzung des Landratsamts Rosenheim keiner Erdrterung bedurfen oder
der Vorhabentrager die Durchfiihrung eines Erérterungstermins nicht beantragt und die Genehmigungsbehdrde
nicht im Einzelfall die Durchfuhrung fiir geboten halt.

- Die Anhérung zu den ausgelegten Planunterlagen beinhaltet auch die Einbeziehung der Offentlichkeit zu den Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens gem. § 18 Abs. 1 UVPG.

- Ein UVP-Bericht (§ 16 UVPG) wurde vorgelegt.

- Die Zustellung der Entscheidung Uber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekanntmachung ersetzt werden (§ 10
Abs. 4 Nr. 4 und Abs. 8 BImSchG).

Landratsamt Rosenheim

Rosenheim, 28.08.2025

gez.

Meinrenken
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FINANZWESEN

Vollzug des Bayerischen Kommunalabgabengesetzes (KAG);
Neuaerlass der Satzung fir die 6ffentliche Wasserversorgungseinrichtung des Zweckverbandes
Zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe (Wasserabgabesatzung - WAS)

Die nachfolgende Satzung fir die 6ffentliche Wasserversorgungseinrichtung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung
der Schonstetter Gruppe (Wasserabgabesatzung - WAS) wurde vom Verbandsrat des Zweckverbandes zur Wasserversor-
gung der Schonstetter Gruppe am 22.07.2025 beschlossen.

SATZUNG
far
die 6ffentliche Wasserversorgungseinrichtung
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe
(Wasserabgabesatzung - WAS)
Vom 23.07.2025

Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 bis 4 der Gemeindeordnung (GO) erlasst der Zweckverband
zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe folgende Satzung:

1)

)

®)

1)

)

§1
Offentliche Einrichtung

Der Zweckverband betreibt eine 6ffentliche Einrichtung zur Wasserversorgung fur das von der Wasserversorgungsan-
lage versorgte

e Verbandsgebiet der Gemeinden Amerang, Eiselfing und Schonstett,
sowie flir die au3erhalb des Verbandsgebietes,

e in der Gemeinde Babensham liegenden Grundstiicke/Anwesen Oberthalham 1, Oberthalham 2, Oberthalham 3,
Schénberg 1, Schénberg 2, Schénberg 6, Stettbergl und Stettberg 2

e in der Stadt Wasserburg am Inn liegenden Grundstiicke/Anwesen Weikertsham 10 a und Langwied 1.
Art und Umfang dieser Wasserversorgungseinrichtung bestimmt der Zweckverband.
Zur Wasserversorgungsanlage des Zweckverbandes gehéren auch die im &ffentlichen StraBengrund liegenden Teile
der Grundstiicksanschliisse, soweit nichts Abweichendes vereinbart ist.
§2
Grundstiicksbegriff - Grundstiickseigentiimer

Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist jedes raumlich zusammenhangende und einem gemeinsamen Zweck die-
nende Grundeigentum desselben Eigentimers, das eine selbstandige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich
um mehrere Grundstiicke oder Teile von Grundstiicken im Sinne des Grundbuchrechts handelt. Rechtlich verbindliche
planerische Festlegungen sind zu berlcksichtigen.

Die Vorschriften dieser Satzung fir die Grundstickseigentimer gelten auch fir Erbbauberechtigte oder &hnlich zur

Nutzung eines Grundstiicks dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglichen Berechtigten ist jeder berechtigt und ver-
pflichtet; sie haften als Gesamtschuldner.
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§3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung:

Versorgungsleistungen

sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet, von denen die Grundstiicksan-
schliisse abzweigen.

Grundstiicksanschlisse
(=Hausanschlusse)

sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der Versorgungsleitung bis zur Ubergabe-
stelle; sie beginnen mit der Anschlussvorrichtung und enden mit der
Hauptabsperrvorrichtung.

Gemeinsame Grund-
stlicksanschliisse
(verzweigte Hausan-
schliisse)

sind Hausanschlisse, die Uber Privatgrundstiicke (z.B. Privatwege) verlaufen und mehr als
ein Grundstick mit der Versorgungsleitung verbinden.

Anschlussvorrichtung

ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Versorgungsleitung, umfassend An-
bohrschelle mit integrierter oder zusatzlicher Absperrarmatur oder Abzweig mit
Absperrarmatur samt den dazugehdérigen technischen Einrichtungen.

Hauptabsperrvorrichtung

ist die erste Armatur auf dem Grundstiick, mit der die gesamte nachfolgende Wasserver-
brauchsanlage einschlie3lich Wasserzahler abgesperrt werden kann.

Ubergabestelle

ist das Ende des Grundstiicksanschlusses hinter der Hauptabsperrvorrichtung im Grund-
stiick/Gebéaude.

Wasserzahler

sind Messgerate zur Erfassung des durchgeflossenen Wasservolumens. Absperrventile und
etwa vorhandene Wasserzahlerbiigel sind nicht Bestandteile der Wasserzéhler.

Anlagen des Grund-
stiickseigentiimers
(= Verbrauchsleitungen)

sind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grundstiicken oder in Gebauden hinter der Uberga-
bestelle; als solche gelten auch Eigengewinnungsanlagen, wenn sie sich ganz oder teilweise
im gleichen Gebaude befinden.

1)

@)

®)

(4)

1)

)

§4
Anschluss- und Benutzungsrecht

Jeder Grundstuckseigentimer kann verlangen, dass sein bebautes, bebaubares, gewerblich genutztes oder gewerblich
nutzbares Grundstiick nach MalRgabe dieser Satzung an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen und mit
Wasser beliefert wird.

Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstiicke, die durch eine Versorgungsleitung
erschlossen werden. Der Grundstlickseigentiimer kann unbeschadet weitergehender bundes- oder landesgesetzlicher
Vorschriften nicht verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung
geandert wird. Welche Grundstiicke durch die Versorgungsleitung erschlossen werden, bestimmt der Zweckverband.
Rohwasser- und Fernwasserleitungen stellen keine zum Anschluss berechtigenden Versorgungsleitungen dar.

Der Zweckverband kann den Anschluss eines Grundstiicks an eine bestehende Versorgungsleitung versagen, wenn
die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstiicks oder aus sonstigen technischen oder betrieblichen Griinden
dem Zweckverband erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Malinahmen erfordert, es sei denn, der Grund-
stiickseigentiimer Gbernimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau und Betrieb zusammenhéngen, und leistet auf Verlangen
Sicherheit.

Das Benutzungsrecht besteht nicht fur Kihlwasserzwecke und den Betrieb von Warmepumpen. Der Zweckverband
kann ferner das Anschluss- und Benutzungsrecht ausschlieRen oder einschréanken, soweit nicht die Bereitstellung von
Wasser in Trinkwasserqualitéat erforderlich ist. Das gilt auch fir die Vorhaltung von Léschwasser.

§5
Anschluss- und Benutzungszwang

Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, die Grundstlicke, auf denen Wasser verbraucht wird, an die
offentliche Wasserversorgungseinrichtung anzuschlieRen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn
der Anschluss rechtlich oder tatséchlich unmaoglich ist.

Auf Grundstiicke, die an die dffentliche Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist der gesamte Bedarf an
Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4) ausschlie3lich aus dieser Einrichtung zu decken (Benutzungszwang).
Gesammeltes Niederschlagswasser darf ordnungsgemaf fir Zwecke der Gartenbewasserung, zur Toilettenspilung
und zum Waschewaschen verwendet werden, soweit nicht andere Rechtsvorschriften entgegenstehen. § 7 Abs. 4 ist
entsprechend anzuwenden. Verpflichtet sind die Grundstiickseigentiimer und alle Benutzer der Grundstiicke. Sie haben
auf Verlangen des Zweckverbandes die dafiir erforderliche Uberwachung zu dulden.
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§6
Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang

Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der An-
schluss oder die Benutzung aus besonderen Griinden auch unter Berticksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls
nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Griinde schriftlich beim Zweckverband einzureichen.

Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§7
Beschrankung der Benutzungspflicht

Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf beschrankt,
soweit das flr die offentliche Wasserversorgung wirtschaftlich zumutbar ist und nicht andere Rechtsvorschriften oder
Grunde der Volksgesundheit entgegenstehen. Grinde der Volksgesundheit stehen einer Beschrankung der Benut-
zungspflicht inshesondere entgegen, wenn fiir den jeweiligen Verbrauchszweck oder Teilbedarf i.S.v. Satz 1
Trinkwasser oder Wasser mit der Beschaffenheit von Trinkwasser erforderlich ist und die Versorgung mit solchem Was-
ser nur durch die Benutzung der 6ffentlichen Wasserversorgung gewahrleistet wird.

§ 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende Anwendung.

Absatz 1 gilt nicht fur die Versorgung von Industrieunternehmen und Weiterverteilern sowie fiir die Vorhaltung von
Léschwasser.

Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewinnungsanlage hat der Grundstiickseigentimer dem Zweckver-
band Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss an die 6ffentliche
Wasserversorgung weiterbetrieben werden soll. Er hat durch geeignete MalRnahmen sicherzustellen, dass von seiner
Eigengewinnungsanlage keine Ruckwirkungen in das 6ffentliche Wasserversorgungsnetz mdglich sind. Bei einer Nach-
speisung von Trinkwasser aus der offentlichen Wasserversorgungseinrichtung in eine Eigengewinnungsanlage ist
geman DIN EN 1717 ein freier Auslauf (Luftbriicke) AA oder AB oder AD erforderlich.

§8
Sondervereinbarung

Ist der Grundstiickseigentiimer nicht zum Anschluss berechtigt oder verpflichtet, so kann der Zweckverband durch Ver-
einbarung ein besonderes Benutzungsverhéltnis begrinden.

Fur dieses Benutzungsverhéltnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebuhrensatzung
entsprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies sachge-
recht ist.

89
Grundstiicksanschluss

Der Grundstucksanschluss wird vom Zweckverband hergestellt, angeschafft, verbessert, unterhalten, erneuert, gean-
dert, abgetrennt und beseitigt. Er muss zugénglich und vor Beschadigungen geschiitzt sein.

Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Filhrung der Grundstiicksanschliisse sowie deren Anderung. Er
bestimmt auch, wo und an welche Versorgungsleitung anzuschlieRen ist. Der Grundstiickseigentiimer ist vorher zu
héren; seine berechtigten Interessen sind nach Mdéglichkeit zu wahren. Soll der Grundstiicksanschluss auf Wunsch des
Grundstiickseigentiimers nachtraglich geéndert oder soll ein weiterer Grundstiicksanschluss hergestellt werden, so
kann der Zweckverband verlangen, dass die ndheren Einzelheiten einschlie3lich der Kostentragung vorher in einer
gesonderten Vereinbarung geregelt werden.

Der Grundstlickseigentiimer hat die baulichen Voraussetzungen fiir die sichere Errichtung des Grundstiicksanschlusses
zu schaffen. Der Zweckverband kann hierzu schriftlich eine angemessene Frist setzen. Der Grundstiickseigentiimer
darf keine Einwirkungen auf den Grundstiicksanschluss vornehmen oder vornehmen lassen.

Der Grundstiuckseigentiimer und die Benutzer haben jede Beschadigung des Grundstiicksanschlusses, insbesondere
das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige Stérungen unverziglich dem Zweckverband mitzuteilen.
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§10
Anlage des Grundstiickseigentiimers

Der Grundstuckseigentumer ist verpflichtet, fur die ordnungsgemafe Errichtung, Erweiterung, Anderung und Unterhal-
tung der Anlage von der Ubergabestelle ab, mit Ausnahme des Wasserzahlers, zu sorgen. Hat er die Anlage oder Teile
davon einem anderen vermietet oder sonst zur Benutzung tberlassen, so ist er neben dem anderen verpflichtet.

Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer gesetzlicher oder behérdlicher Best-
immungen sowie nach den anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, gedndert und unterhalten werden.
Anlage und Verbrauchseinrichtungen miissen so beschaffen sein, dass Stérungen anderer Abnehmer oder der 6ffent-
lichen Versorgungseinrichtungen sowie Ruckwirkungen auf die Gite des Trinkwassers ausgeschlossen sind. Der
Anschluss wasserverbrauchender Einrichtungen jeglicher Art geschieht auf Gefahr des Grundstiickseigentiimers.

Anlagenteile, die sich vor dem Wasserzéhler befinden, kdnnen plombiert werden. Ebenso kdnnen Anlagenteile, die zur
Anlage des Grundstlickseigentiimers gehdren, unter Plombenverschluss genommen werden, um eine einwandfreie
Messung zu gewahrleisten. Die daflr erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben des Zweckverbandes
zu veranlassen.

§11
Zulassung und Inbetriebsetzung der Anlage des Grundstiickseigentiimers

Bevor die Anlage des Grundstiickseigentiimers hergestellt oder wesentlich geandert wird, sind dem Zweckverband
folgende Unterlagen in doppelter Fertigung einzureichen:

a) eine Beschreibung der geplanten Anlage des Grundstiickseigentimers und ein Lageplan,
b) der Name des Unternehmers, der die Anlage errichten soll,

c) Angaben lber eine etwaige Eigenversorgung,

d) im Falle des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur Ubernahme der Mehrkosten.

Die einzureichenden Unterlagen haben den beim Zweckverband aufliegenden Mustern zu entsprechen. Alle Unterlagen
sind von den Bauherren und den Planfertigern zu unterschreiben.

Der Zweckverband pruft, ob die beabsichtigten Anlagen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das der
Fall, so erteilt der Zweckverband schriftlich seine Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit
Zustimmungsvermerk zuriick. Stimmt der Zweckverband nicht zu, setzt er dem Bauherrn unter Angabe der Méngel eine
angemessene Frist zur Berichtigung. Die gednderten Unterlagen sind sodann erneut einzureichen. Die Zustimmung
und die Uberprifung befreien den Grundstiickseigentiimer, den Bauherrn, den ausfilhrenden Unternehmer und den
Planfertiger nicht von der Verantwortung fur die vorschriftsmagige und fehlerfreie Planung und Ausfiihrung der Anlagen.

Mit den Installationsarbeiten darf erst nach schriftlicher Zustimmung des Zweckverbandes begonnen werden. Eine Ge-
nehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach straf3en-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt
durch die Zustimmung unberuhrt.

Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veranderungen dirfen nur durch den Zweckverband oder durch ein Instal-
lationsunternehmen erfolgen, das in ein Installateurverzeichnis des Zweckverbandes oder eines anderen
Wasserversorgungsunternehmens eingetragen ist. Der Zweckverband ist berechtigt, die Ausfiihrung der Arbeiten zu
Uiberwachen. Leitungen, die an Eigengewinnungsanlagen angeschlossen sind, dirfen nur mit vorheriger Zustimmung
des Zweckverbandes verdeckt werden; andernfalls sind sie auf Anordnung des Zweckverbandes freizulegen.

Der Grundstickseigentimer hat jede Inbetriebsetzung der Anlagen beim Zweckverband Uber das Installationsunter-
nehmen zu beantragen. Der Anschluss der Anlage an das Verteilungsnetz und die Inbetriebsetzung erfolgen durch den
Zweckverband oder seine Beauftragten.
Von den Bestimmungen der Absétze 1 bis 4 kann der Zweckverband Ausnahmen zulassen.

§12

Uberpriifung der Anlage des Grundstiickseigentiimers

Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des Grundstulickseigentimers vor und nach ihrer Inbetriebnahme zu tber-
prufen. Er hat auf erkannte Sicherheitsmangel aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen.
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Werden Mangel festgestellt, welche die Sicherheit gefahrden oder erhebliche Stérungen erwarten lassen, so ist der
Zweckverband berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr fur Leib oder Leben ist er
hierzu verpflichtet.

Durch Vornahme oder Unterlassung der Uberpriifung der Anlage sowie durch deren Anschluss an das Verteilungsnetz
tibernimmt der Zweckverband keine Haftung fiir die Mangelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn er bei einer Uber-
prufung Mangel festgestellt hat, die eine Gefahr fur Leib oder Leben darstellen.

§13
Abnehmerpflichten, Haftung

Der Grundstiickseigentiimer und die Benutzer haben den Beauftragten des Zweckverbandes, die sich auf Verlangen
auszuweisen haben, zu angemessener Tageszeit den Zutritt zu allen der Wasserversorgung dienenden Einrichtungen
zu gestatten, soweit dies zur Nachschau der Wasserleitungen, zum Ablesen und zum Wechseln der Wasserzahler, zum
Erstellen von Geschossflachenaufmaf3en oder Grundstiicksflachenaufmaen und zur Prifung, ob die Vorschriften die-
ser Satzung und die vom Zweckverband auferlegten Bedingungen und Auflagen erfiillt werden, erforderlich ist. Der
Grundstiickseigentiimer, ggf. auch die Benutzer des Grundstiicks, werden davon nach Mdglichkeit vorher verstandigt.

Der Grundstiuckseigentimer und die Benutzer sind verpflichtet, alle fir die Prifung des Zustandes der Anlagen erfor-
derlichen Auskiinfte zu erteilen. Sie haben die Verwendung zusatzlicher Verbrauchseinrichtungen vor Inbetriebnahme
dem Zweckverband mitzuteilen, soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhéht.

Der Grundstiickseigentimer und die Benutzer haften dem Zweckverband fiir von ihnen verschuldete Schaden, die auf
eine Verletzung ihrer Pflichten nach dieser Satzung zuriickzufiihren sind.

§14
Grundsticksbenutzung

Der Grundstiuckseigentimer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschlieRlich Zubehér zur Zu- und Fort-
leitung von Wasser Uber sein im Versorgungsgebiet liegendes Grundstiick sowie sonstige Schutzmafinahmen
unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit diese MalRnahmen fiir die értliche Wasserversorgung erforderlich sind. Diese
Pflicht betrifft nur Grundstiicke, die an die Wasserversorgung angeschlossen oder anzuschlief3en sind, die vom Eigen-
timer im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstiick
genutzt werden oder fir die die Mdglichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung
entfallt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstiicke den Eigentiimer in unzumutbarer Weise belasten wirde.

Der Grundstiickseigentiimer ist rechtzeitig Gber Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grund-
stiicks zu benachrichtigen.

Der Grundstiickseigentiimer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle fur ihn
nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat der Zweckverband zu tragen, soweit die Einrichtungen nicht
ausschlief3lich der Versorgung des Grundstiicks dienen.

Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 eingestellt, ist der Grundstiickseigentiimer verpflichtet, nach Wahl des
Zweckverbandes die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie noch funf Jahre unentgeltlich zu belassen,
sofern dies nicht unzumutbar ist.

Die Absatze 1 his 4 gelten nicht fir offentliche Verkehrswege und Verkehrsflachen sowie fiir Grundstiicke, die durch
Planfeststellungen fiir den Bau von 6ffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflachen bestimmt sind.

§15
Art und Umfang der Versorgung

Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in der Beitrags- und Gebiihrensatzung aufgefiihrten Entgelt zur Verfiigung.
Er liefert das Wasser als Trinkwasser unter dem Druck und in der Beschaffenheit, die in dem betreffenden Abschnitt
des Versorgungsgebietes Ublich sind, entsprechend den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten
Regeln der Technik.

Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und

behordlichen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln der Technik zu andern, sofern dies aus wirtschaftlichen
oder technischen Grinden zwingend erforderlich ist. Der Zweckverband wird eine dauernde wesentliche Anderung den
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Wasserabnehmern nach Mdéglichkeit mindestens zwei Monate vor der Umstellung schriftlich bekanntgeben und die
Belange der Anschlussnehmer mdoglichst berticksichtigen. Die Grundstiickseigentimer sind verpflichtet, ihre Anlagen
auf eigene Kosten den gednderten Verhaltnissen anzupassen.

Der Zweckverband stellt das Wasser im Allgemeinen ohne Beschrankung zu jeder Tag- und Nachtzeit am Ende des
Hausanschlusses zur Verfugung. Dies gilt nicht, soweit und solange der Zweckverband durch héhere Gewalt, durch
Betriebsstorungen, bestehenden oder drohenden Wassermangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche Um-
sténde, deren Beseitigung ihm nicht zumutbar ist, an der Wasserversorgung gehindert ist. Der Zweckverband kann die
Belieferung ablehnen, mengenmafig und zeitlich beschréanken oder unter Auflagen und Bedingungen gewahren, soweit
das zur Wahrung des Anschluss- und Benutzungsrechtes der anderen Berechtigten erforderlich ist. Der Zweckverband
darf ferner die Lieferung unterbrechen, um betriebsnotwendige Arbeiten vorzunehmen. Soweit méglich, gibt der Zweck-
verband Absperrungen der Wasserleitung vorher 6ffentlich bekannt und unterrichtet die Abnehmer tber Umfang und
voraussichtliche Dauer der Unterbrechung.

Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Eigenbedarfs fiir die angeschlossenen Grundstiicke geliefert. Die Uberlei-
tung von Wasser in ein anderes Grundstiick bedarf der schriftlichen Zustimmung des Zweckverbandes; die Zustimmung
wird erteilt, wenn nicht Uberwiegende versorgungswirtschaftliche Griinde entgegenstehen.

Fur Einschrankungen oder Unterbrechungen der Wasserlieferung und fir Anderungen des Druckes oder der Beschaf-
fenheit des Wassers, die durch héhere Gewalt, Wassermangel oder sonstige technische oder wirtschaftliche Umstéande,
die der Zweckverband nicht abwenden kann, oder auf Grund behdrdlicher Verfigungen veranlasst sind, steht dem
Grundstickseigentiimer kein Anspruch auf Minderung verbrauchsunabhéngiger Gebuhren zu.

§16
Anschliisse und Benutzung der Wasserleitung fur Feuerldschzwecke

Sollen auf einem Grundstiick private Feuerléschanschliisse eingerichtet werden, so sind liber die naheren Einzelheiten
einschlie3lich der Kostentragung besondere Vereinbarungen zwischen dem Grundstiickseigentiimer und dem Zweck-
verband zu treffen.

Private Feuerléscheinrichtungen werden mit Wasserzéhlern ausgeriistet. Sie missen auch fir die Feuerwehr benutzbar
sein.

Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind die Anordnungen des Zweckverbandes, der Polizei und der
Feuerwehr zu befolgen; insbesondere haben die Wasserabnehmer ihre Leitungen und ihre Eigenanlagen auf Verlangen
zum Feuerldschen zur Verfligung zu stellen. Ohne zwingenden Grund dirfen sie in diesen Féllen kein Wasser entneh-
men.

Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das Recht, Versorgungsleitungen und Grundsticksanschlisse voribergehend
abzusperren. Dem von der Absperrung betroffenen Wasserabnehmer steht hierfiir kein Entschadigungsanspruch zu.

§17
Wasserabgabe flr voriibergehende Zwecke, Wasserabgabe aus 6ffentlichen Entnahmestellen

Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser oder zu sonstigen voriibergehenden Zwecken ist rechtzeitig
beim Zweckverband zu beantragen. Muss das Wasser von einem anderen Grundstiick bezogen werden, so ist die
schriftliche Zustimmung des Grundstiickseigentiimers beizubringen. Uber die Art der Wasserabgabe entscheidet der
Zweckverband; er legt die weiteren Bedingungen fiir den Wasserbezug fest.

Falls Wasser aus 6ffentlichen Hydranten nicht zum Feuerldschen, sondern zu anderen voriibergehenden Zwecken ent-
nommen werden soll, so stellt der Zweckverband auf Antrag einen Wasserzahler, ggf. Absperrvorrichtung und Standrohr
zur Verflgung und setzt die Bedingungen fiir die Beniitzung fest.

§18
Haftung bei Versorgungsstdérungen
Fur Schaden, die ein Grundstiickseigentiimer durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Unregelmafig-

keiten in der Belieferung erleidet, haftet der Zweckverband aus dem Benutzungsverhéltnis oder aus unerlaubter
Handlung im Falle
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1. der Totung oder Verletzung des Koérpers oder der Gesundheit des Grundstlickseigentiimers, es sei denn, dass der
Schaden von dem Zweckverband oder einem Erfillungs- oder Verrichtungsgehilfen weder vorsatzlich noch fahr-
lassig verursacht worden ist,

2. der Beschadigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlassig-
keit des Zweckverbandes oder eines Erfullungs- oder Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist,

3. eines Vermoégensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlassigkeit eines
vertretungsberechtigten Organs des Zweckverbandes verursacht worden ist.

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Burgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsétzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwen-
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Gegeniber Benutzern und Dritten, an die der Grundstickseigentimer das gelieferte Wasser im Rahmen des § 15
Abs. 4 weiterleitet, haftet der Zweckverband fir Schaden, die diesen durch Unterbrechung der Wasserversorgung
oder durch UnregelméRigkeiten in der Belieferung entstehen, wie einem Grundstiickseigentiimer.

Die Absétze 1 und 2 sind auch auf Anspriiche von Grundstiickseigentiimern anzuwenden, die diese gegen ein drittes
Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen. Der Zweckverband ist verpflichtet, den
Grundstiickseigentiimern auf Verlangen iber die mit der Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen zu-
sammenhéangenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer
Weise aufgeklart werden kénnen und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist.

Die Ersatzpflicht entfallt fir Schaden unter finfzehn Euro.

Schéaden sind dem Zweckverband unverziglich mitzuteilen.

8§19
Wasserzahler

Der Wasserzahler ist Eigentum des Zweckverbandes. Die Lieferung, Aufstellung, technische Uberwachung, Unterhal-
tung, Auswechslung und Entfernung der Wasserzéahler sind Aufgabe des Zweckverbandes; er bestimmt auch Art, Zahl
und GroRRe der Wasserzahler sowie ihren Aufstellungsort. Bei der Aufstellung hat der Zweckverband so zu verfahren,
dass eine einwandfreie Messung gewabhrleistet ist; er hat den Grundstiickseigentiimer zuvor anzuhéren und seine be-
rechtigten Interessen zu wahren.

Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen des Grundstickseigentimers die Wasserzahler zu verlegen, wenn
dies ohne Beeintrachtigung einer einwandfreien Messung maoglich ist. Der Zweckverband kann die Verlegung davon
abhéangig machen, dass der Grundstiickseigentiimer sich verpflichtet, die Kosten zu tibernehmen.

Der Grundstiickseigentiimer haftet fir das Abhandenkommen und die Beschadigung der Wasserzahler, soweit ihn
hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschadigungen und Stérungen dieser Einrichtungen dem Zweckver-
band unverziglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu
schitzen.

Die Wasserzéhler werden von einem Beauftragten des Zweckverbandes mdglichst in gleichen Zeitabstanden oder auf
Verlangen des Zweckverbandes vom Grundstickseigentimer selbst abgelesen. Dieser hat dafiir zu sorgen, dass die
Wasserzahler leicht zuganglich sind.

§ 19a
Besondere Regelungen beziglich des Einsatzes und Betriebs elektronischer Wasserzahler

Der Zweckverband setzt nach MaRRgabe des Art. 24 Abs. 4 Satz 2 bis 7 GO elektronische Wasserzéhler mit oder ohne
Funkmodul ein und betreibt diese.

Nach Art. 24 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 und 2 GO gespeicherte oder ausgelesene personenbezogene Daten sind zu I6schen,
soweit sie fir die dort genannten Zwecke nicht mehr bendtigt werden. Die im Wasserzahler vor Ort gespeicherten
personenbezogenen Daten sind spéatestens nach zwei Jahren zu I8schen, die ausgelesenen personenbezogenen Daten
spatestens nach fiinf Jahren.

Elektronische Wasserzéhler, die ohne Verwendung der Funkfunktion betrieben werden, werden von einem Beauftragten

des Zweckverbandes moglichst in gleichen Zeitabstanden oder auf Verlangen des Zweckverbandes vom Grund-
stiickseigentiimer oder Gebuhrenschuldner selbst ausgelesen. Ihre Auslesung vor Ort erfolgt nur mit Zustimmung des
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Grundstiickseigentiimers. Der Grundstlickseigentiimer hat dafiir zu sorgen, dass die Wasserzahler leicht zuganglich
sind.

§20
Messeinrichtungen an der Grundstiicksgrenze

Der Zweckverband kann verlangen, dass der Grundstiickseigentiimer auf eigene Kosten an der Grundstiicksgrenze
nach seiner Wahl einen geeigneten Wasserzéhlerschacht oder Wasserzéahlerschrank anbringt, wenn

1. das Grundstiick unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Gebaudes mit Grundstiicksanschliussen erfolgt, die unverhaltnismafig lang sind oder nur unter
besonderen Erschwernissen verlegt werden kénnen, oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzéhlers vorhanden ist.

Der Grundstlickseigentimer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgeméafem Zustand und jederzeit zuganglich
zu halten.

§21
Nachprifung der Wasserzéhler

Der Grundstiickseigentiimer kann jederzeit die Nachpriifung der Wasserzahler durch eine Eichbehérde oder eine staat-
lich anerkannte Prifstelle im Sinne des § 40 des Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt der Grundstiickseigentimer
den Antrag auf Prifung nicht beim Zweckverband, so hat er diesen vor Antragsteilung zu benachrichtigen.

Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf Nachpriifung der Wasserzahler nur nachkommen, wenn der Grund-
stickseigentiimer sich verpflichtet, die Kosten zu dbernehmen, falls die Abweichung die gesetzlichen
Verkehrsfehlergrenzen nicht tUberschreitet.

§22
Anderungen; Einstellung des Wasserbezugs

Jeder Wechsel des Grundstiickseigentiimers ist dem Zweckverband unverziglich schriftlich mitzuteilen.
Will ein Grundstiickseigentiimer, der zur Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung nicht verpflichtet ist, den Was-
serbezug aus der dffentlichen Wasserversorgung vollstandig einstellen, so hat er das mindestens eine Woche vor dem
Ende des Wasserbezugs schriftlich dem Zweckverband zu melden.
Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den Wasserbezug einstellen, hat er beim Zweckverband
Befreiung nach § 6 zu beantragen.

§23

Einstellung der Wasserlieferung

Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasserlieferung ganz oder teilweise fristlos einzustellen, wenn der Grundstiicksei-
gentiimer oder Benutzer dieser Satzung oder sonstigen die Wasserversorgung betreffenden Anordnungen
zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um

1. eine unmittelbare Gefahr fiir die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwenden,

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu ver-
hindern oder

3. zu gewahrleisten, dass Stérungen anderer Abnehmer, stérende Riickwirkungen auf Einrichtungen des Zweckver-
bandes oder Dritter oder Riickwirkung auf die Gite des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

Bei anderen Zuwiderhandlungen und insbesondere bei Nichterfillung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist

der Zweckverband berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn die
Folgen der Einstellung au3er Verhaltnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aussicht besteht,
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dass der Grundstiickseigentimer seinen Verpflichtungen nachkommt. Der Zweckverband kann mit der Mahnung zu-
gleich die Einstellung der Versorgung androhen.

(3) Der Zweckverband hat die Versorgung unverziglich wieder aufzunehmen, sobald die Griinde fir die Einstellung entfal-
len sind.
§24
Ordnungswidrigkeiten
(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuf3e bis zu 2.500 Euro belegt werden, wer vorsatzlich

1. den Vorschriften tiber den Anschluss- und Benutzungszwang in § 5 zuwiderhandelt,

2. einederin 89 Abs. 4,811 Abs. 1, § 13 Abs. 2 und § 22 Abs. 1 und 2 festgelegten oder hierauf gestutzten Melde-
, Auskunfts- oder Vorlagepflichten verletzt,

3. entgegen 8§ 11 Abs. 3 vor Zustimmung des Zweckverbandes mit den Installationsarbeiten beginnt,

4. gegen die vom Zweckverband nach § 15 Abs. 3 Satz 3 angeordneten Verbrauchseinschrankungen oder Ver-
brauchsverbote verstoRt.

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ordnungswidrigkeitentatbestédnde bleiben unberihrt.
§25
Anordnungen fir den Einzelfall, Zwangsmittel

(1) Der zweckverband kann zur Erflillung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen fir den
Einzelfall erlassen.

(2) Fur die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die
Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes.
§ 26

Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntgabe in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 21.03.1991 i.d.F. der 4. Anderungssatzung vom 29.10.2010 aufRer Kraft.
Zweckverband zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe
Schonstett, 23.07.2025
gez.
Reinthaler
Verbandsvorsitzender

Il.

Die Wasserabgabesatzung - WAS - wird zur Erlangung der Rechtswirksamkeit bekanntgemacht.
Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 30.07.2025
gez.

Bauer
Regierungsdirektorin
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Vollzug des Gesetzes lber die kommunale Zusammenarbeit (KommZG)
und des Bayerischen Kommunalabgabengesetzes (KAG);
Neuerlass der Beitrags- und Gebiihrensatzung zur Wasserabgabesatzung
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe (BGS/WAS)
I
Die nachfolgende Beitrags- und Gebiihrensatzung zur Wasserabgabesatzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung

der Schonstetter Gruppe (BGS/WAS) wurde vom Verbandsrat des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Schonstetter
Gruppe am 22.07.2025 beschlossen.

Beitrags- und Gebihrensatzung
zur
Wasserabgabesatzung
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe
(BGS/WAS)
Vom 23.07.2025

Aufgrund von Art. 26 KommZG und der Art 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlasst der Zweckverband
zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe folgende Beitrags- und Geblhrensatzung zur Wasserabgabesatzung:

§ 1 (Beitragserhebung)
Der Zweckverband erhebt zur Deckung seines Aufwandes fir die Herstellung der Wasserversorgungseinrichtung einen Bei-
trag.

8§ 2 (Beitragstatbestand)

1Der Beitrag wird erhoben fiir

1. bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grundstiicke, wenn fir sie nach § 4 WAS ein
Recht zum Anschluss an die Wasserversorgungseinrichtung besteht

oder

2. an die Wasserversorgungseinrichtung tatséchlich angeschlossene Grundstiicke.

§ 3 (Entstehen der Beitragsschuld)

(1) 'Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. 2Andern sich die fir die Beitragsbemessung
mafgeblichen Umstande im Sinne von Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die zusatzliche- Beitragsschuld mit dem Abschluss
der Malinahme.

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttreten dieser Satzung
erfullt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung.

§ 4 (Beitragsschuldner)

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentimer des Grundstiicks oder Erbbaube-
rechtigter ist.
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§ 5 (Beitragsmalstab)

1Der Beitrag wird nach der Grundstiicksflache und der Geschossflache der vorhandenen Gebaude berechnet. 2Die
beitragspflichtige Grundstiicksflache wird bei Grundstiicken von mindestens 2.500 m?2 Flache (libergrof3e Grundstticke)
in unbeplanten Gebieten

- bei bebauten Grundstiicken auf das 3-fache der beitragspflichtigen Geschossflache, mindestens jedoch 2.500 m?,
- bei unbebauten Grundstiicken auf 2.500 m2 begrenzt.

1Die Geschossflache ist nach den AuRenmafRen der Gebaude in allen Geschossen zu ermitteln. 2Keller werden mit der
vollen Flache herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie ausgebaut sind. “Gebaude oder
selbstandige Gebaudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die Wasserversorgung
ausltésen oder die an die Wasserversorgung nicht angeschlossen werden dirfen, werden nicht zum Geschossflachen-
beitrag herangezogen; das gilt nicht fir Gebdude oder Gebdudeteile, die tatséchlich einen Wasseranschluss haben.
5Balkone, Loggien und Terrassen bleiben auRer Ansatz, wenn und soweit sie Uber die Gebaudefluchtlinie hinausragen;
dies gilt nicht fiir Balkone, Loggien und Terrassen, die die baurechtlichen Kriterien eines Gebaudes erfiillen.

1Bei Grundstticken, fir die nur eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zul&ssig ist, sowie bei sonstigen unbebauten,
aber bebaubaren Grundstiicken wird als Geschossflache ein Viertel der beitragspflichtigen Grundstiicksflache in Ansatz
gebracht. 2Grundstiicke, bei denen die zulassige oder fir die Beitragsbemessung mafRkgebliche vorhandene Bebauung
im Verhaltnis zur gewerblichen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbebaute
Grundstiicke im Sinne des Satzes 1, Alternative 1.

LEin zusatzlicher Beitrag entsteht mit der nachtréglichen Anderung der fiir die Beitragsbemessung maRgeblichen Um-
stande, soweit sich dadurch der Vorteil erhoht. 2Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere

- im Fall der VergréRBerung eines Grundstiickes fur die zusatzlichen Flachen, soweit fir diese bisher noch keine
Beitrdge geleistet worden sind,

- im Fall der GeschossflachenvergroRerung fur die zusatzlich geschaffenen Geschossflachen sowie im Falle des
Absatzes 1 Satz 2 fir die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende zuséatzliche Grundstiicksflache,

- im Falle der Nutzungsénderung eines bisher beitragsfreien Gebaudes oder Gebaudeteils im Sinn des § 5 Abs. 2
Satz 4, soweit infolge der Nutzungsénderung die Voraussetzungen fir die Beitragsfreiheit entfallen.

lwird ein unbebautes, aber bebaubares Grundstiick, fiir das ein Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt worden ist, spater
bebaut, so wird der Beitrag nach Abzug der nach Absatz 3 bertcksichtigten Geschossflachen und den nach Abs. 1 Satz
2 begrenzten Grundstiicksflachen neu berechnet. 2Dieser Betrag ist nachzuentrichten. 3Ergibt die Gegenuberstellung
ein Weniger an Geschossflachen, so ist fur die Berechnung des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen,
nach dem der urspriingliche Beitrag entrichtet worden ist.

§ 6 (Beitragssatz)
Beitrag betragt:
pro m2 Grundsticksflache 2,64 € (Euro)

pro m2 Geschossflache 8,51 € (Euro).

§ 7 (Falligkeit)

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fallig.

§ 7a (Beitragsablosung)

1Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelost werden. 2Der Ablosungsbetrag richtet sich nach der vor-
aussichtlichen Hohe des Beitrages. 2Ein Rechtsanspruch auf Ablésung besteht nicht.
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§ 8 (Erstattung des Aufwands fir Grundstiicksanschlisse)

Der Aufwand fir die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veranderung, Stilllegung und Beseitigung
sowie fir die Unterhaltung der Grundstiicksanschliisse im Sinn des § 3 WAS ist mit Ausnahme des Aufwands, der auf
die im o6ffentlichen StraRengrund liegenden Teile der Grundstiicksanschlisse entféllt, in der jeweils tatsachlichen Héhe
zu erstatten.

1Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen MaRnahme. 2Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Ent-
stehens des Erstattungsanspruchs Eigentimer des Grundstlicks oder Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner
(Eigenttimer oder Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuldner. 3§ 7 gilt entsprechend.

1Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelést werden. 2Der Ablosungsbetrag richtet sich nach der
voraussichtlichen Hohe des Erstattungsanspruchs. 3Ein Rechtsanspruch auf Ablosung besteht nicht.

8 9 (Gebuihrenerhebung)

Der Zweckverband erhebt fiir die Benutzung der Wasserversorgungseinrichtung Grundgebihren (8 9a) und Verbrauchsge-
buhren (§ 10).

1)

)

1)

)

®)

1)
@)

§ 9 a (Grundgebuhr)

1Die Grundgebiihr wird nach dem Dauerdurchfluss des verwendeten Wasserzahlers im Sinne von § 19 WAS berechnet.
2Befinden sich auf einem Grundstiick nicht nur voriibergehend mehrere Wasserzéahler im Sinne des § 19 WAS, so wird
die Grundgebihr fur jeden dieser Wasserzahler berechnet. 3Soweit Wasserzahler nicht eingebaut sind, wird der Dau-
erdurchfluss geschatzt, der nétig ware, um die mdgliche Wasserentnahme messen zu kénnen.

Die Grundgebilhr betragt bei der Verwendung von Wasserzéhlern mit Dauerdurchfluss

bis 4 ms3/h 110,00 €/Jahr
bis 10 m3/h 125,00 €/Jahr
bis 16 m?dh 143,00 €/Jahr
Uber 16 m?dh 464,00 €/Jahr.

§ 10 (Verbrauchsgebtihr)

1Die Verbrauchsgebiihr wird nach der Menge des aus der Wasserversorgungseinrichtung entnommenen Wassers be-
rechnet. 2Die Gebuhr betragt 1,30 € pro Kubikmeter (m3) entnommenen Wassers.

1Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzahler ermittelt. 2Er ist vom Zweckverband zu schatzen, wenn
1. ein Wasserzéhler nicht vorhanden ist, oder
2. der Zutritt zum Wasserzahler oder dessen Ablesung nicht ermdglicht wird, oder
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass ein Wasserzéhler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt.
Wird ein Bauwasserzahler oder ein sonstiger beweglicher Wasserzahler verwendet, so betragt die Gebuhr 1,30 € pro
Kubikmeter (m3) entnommenen Wassers.
§ 11 (Entstehen der Geblhrenschuld)
Die Verbrauchsgebiihr entsteht mit der Wasserentnahme.
1Die Grundgebiihr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlus-

ses folgt; der Zweckverband teilt dem Gebiihrenschuldner diesen Tag schriftich mit. 2im Ubrigen entsteht die
Grundgebiihr mit dem Beginn eines jeden Tages in Héhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebihrenschuld neu.
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§ 12 (Gebuhrenschuldner)

Gebihrenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebiihrenschuld Eigentiimer des Grundstiicks oder ahn-
lich zur Nutzung des Grundstiicks dinglich berechtigt ist.

Gebuhrenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstiick befindlichen Betriebs.
Gebihrenschuldner ist auch die Wohnungseigentimergemeinschatft.
Mehrere Gebuhrenschuldner sind Gesamtschuldner.
Die Gebuhrenschuld ruht fur alle Geblihrenschulden, die gegeniiber den in den Abs. 1 bis 4 genannten Gebuhren-
schuldnern festgesetzt worden sind, als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick bzw. dem Erbbaurecht (Art. 8 Abs. 8. V.
m. Art. 5 Abs. 7 KAG).

§ 13 (Abrechnung, Falligkeit, Vorauszahlung)

1Der Verbrauch wird jahrlich abgerechnet. 2Die Grund- und die Verbrauchsgebihr werden einen Monat nach Bekannt-
gabe des Gebihrenbescheides fallig.

1Auf die Gebuihrenschuld sind zum 31. Mérz, 30. Juni und 30. September jeden Jahres Vorauszahlungen in Hohe eines

Viertels des Jahresverbrauchs der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. 2Fehlt eine solche Vorjahresabrech-
nung, so setzt der Zweckverband die Hohe der Vorauszahlungen unter Schatzung des Jahresgesamtverbrauchs fest.”

§ 14 (Mehrwertsteuer)

Zu den Beitrdgen, Kostenerstattungsanspriichen und Gebuhren wird die Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Hohe
erhoben.

§ 15 (Pflichten der Beitrags- und Gebuhrenschuldner)

Die Beitrags- und Gebiihrenschuldner sind verpflichtet, dem Zweckverband fir die Hohe der Abgabe maRgebliche Veran-
derungen unverziglich zu melden und Uber den Umfang dieser Veranderungen - auf Verlangen auch unter Vorlage
entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen.

1)
)

®)

(4)

8§ 16 (In-Kraft-Treten)
Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Beitrags- und Gebilhrensatzung zur Wasserabgabesatzung des Zweckverbandes vom 11.12.2003
i. d. F. der 7. Anderungssatzung vom 23.05.2023 aulRer Kraft.

Beitragstatbestande, die von der Satzung vom 11.12.2003 oder den Vorgangersatzungen erfasst werden sollten, wer-
den als abgeschlossen behandelt, soweit bestandskréftige Veranlagungen vorliegen.

Wurden solche Beitragstatbestande nach den o. g. Satzungen nicht oder nicht vollstandig veranlagt oder sind Beitrags-
bescheide noch nicht bestandskraftig, bemisst sich der Beitrag nach den Regelungen der vorliegenden Satzung.

Zweckverband zur Wasserversorgung der Schonstetter Gruppe
Schonstett, 23.07.2025

gez.

Reinthaler
Verbandsvorsitzender
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Die Beitrags- und Gebuhrensatzung (BGS/ WAS) wird zur Erlangung der Rechtswirksamkeit bekanntgemacht.

Landratsamt Rosenheim
Rosenheim, 30.07.2025

gez.

Bauer
Regierungsdirektorin
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Anlage 2 zum Amtsblatt Nr. 08 vom 29.08.2025 des Landkreises Rosenheim

Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Tattenhausen

Der Wasser- und Bodenverband Tattenhausen erlisst aufgrund des § 6 Abs. 1 und 2 sowie
§ 79 Abs. 2 des Gesetzes iiber Wasser- und Bodenverbdnde — Wasserverbandsgesetz
(VVVG) vom 12.02.1991 (BGBI I S. 405) — mit Genehmigung des Landratsamtes Rosenheim
folgende neue

Verbandssatzung

I. Abschnitt

Name, Sitz, Aufgaben, Unternehmen und Verbandsmitglieder

§1
Name, Sitz, Rechtsform

1.) Der Verband fiihrt den Namen "Wasser- und Bodenverband Tattenhausen".
2.) Dieser Verband hat seinen Sitz in der Gemeinde GroRkarolinenfeld, Landkreis Rosenheim.

3.) Der Verband ist eine Kérperschaft des ffentlichen Rechts, er ist ein Wasser- und Bodenverband
im Sinne des Wasserverbandsgesetzes vom 12.02.1991 (BGBI I S. 405).

§2
Aufgaben

Der Verband hat folgende Aufgaben:
Die naturnahe Pflege und Unterhaltung der zum Verband gehérenden offenen Graben sowie
die Reparatur der verrohrten Sammler und Vorfluter ab @13 cm.

§3
Verbandsgebiet

Der Verband erstreckt sich auf das Gebiet, wie es im Lageplan des Wasser- und
Bodenverbandes (MaRstab 1 : 5 000) vom 19.03.2001 ausgewiesen ist (Anlage 1).

Dieser Lageplan ist Bestandteil dieser Satzung.

Er kann beim Wasser- und Bodenverband Tattenhausen und beim Landratsamt Rosenheim
eingesehen werden.


MBrunner
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Anlage 1 zum Amtsblatt Nr. 3 für den Landkreis Rosenheim vom 30.03.2001


§4

Unternehmen

1.) Zur Durchfiihrung seiner Aufgaben hat der Verband die nétigen Arbeiten an den
gemeinsamen Anlagen vorzunehmen, insbesondere Griben und Drine herzustellen, zu
erhalten und zu betreiben (Verbandsunternehmen).

Dabei sind die Ziele und Grundsitze des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu
beriicksichtigen.

2.) Das Unternehmen ergibt sich aus dem in § 3 bezeichneten Plan. Er wird beim Landratsamt
Rosenheim (Aufsichtsbehdrde) des Verbandes aufbewahrt; eine Abschrift und eine Abzeichnung
der fiir den Verbandsvorsteher nétigen Stiicke werden von diesem aufbewahrt.

§5
Mitgliedschaft

1.) Mitglieder des Wasser- und Bodenverbandes sind die jeweiligen Eigentiimer der vom
Verband entwésserten Grundstiicke und der Grundstiicke mit vom Verband
verrohrten Vorflutern (dingliche Mitglieder) sowie deren Rechtsnachfolger. Gemeinsame
Eigentiimer oder Erbbauberechtigte gelten als 1 Mitglied.

2.) Anspruch auf Aufnahme als neues Mitglied hat, wer einen Vorteil aus der
Durchfiihrung der Verbandsaufgabe zu erwarten oder wer MaRnahmen des Verbands zu
dulden hat. Uber den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand.

3.) Die Aufsichtsbehérde kann, soweit dies zur ordnungsgemaRen Erfiillung der
Verbandsaufgaben erforderlich ist, Personen, die die in § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 WVG
genannten Voraussetzungen erfiillen, gegen ihren Willen zur Mitgliedschaft in
einem bestehenden Verband heranziehen oder eine bestehende Mitgliedschaft
erweitern.

4.) Der Verbandsvorsteher fiihrt ein Mitgliederverzeichnis mit folgenden Daten:
Name, Anschrift sowie laufende Drainagemeter. Dieses Verzeichnis ist vom
Verbandsvorsteher stets auf dem Laufenden zu halten.

Der Aufsichtsbehdrde ist ein aktuelles Mitgliederverzeichnis zuzuleiten.

§6
Benutzung der Grundstiicke dinglicher Verbandsmitglieder

1.) Der Verband ist berechtigt, Grundstiicke, welche die dingliche Mitgliedschaft bei
ihm begriinden, zu betreten und zu benutzen, soweit dies fiir die Durchfiihrung
des Unternehmens erforderlich ist.



2.) Die fiir das Unternehmen benétigten Stoffe kénnen -vorbehaltlich nach anderen
Rechtsvorschriften erforderlicher Genehmigungen- aus den im Verbandsgebiet
gelegenen Grundstiicken entnommen werden.

3.) Die Verbandsmitglieder haben jede Beschédigung an den Graben, Briicken,
Durchldssen und Wegen zu vermeiden und Beschadigungen sowie sonstige
Stoérungen sofort dem Verbandsvorsteher zu melden.

Abwassereinleitungen in die Verbandsanlagen diirfen sich nicht nachteilig auf die
vom Verband zu unterhaltenden Anlagen und Gewisser auswirken.

4.) Wird das Eigentum oder Erbbaurecht auf Dritte iibertragen oder dndern sich
Anschrift und GrundstiicksgréRe, so ist dies dem Wasser- und Bodenverband
mitzuteilen.

5.) Entstehen durch die Benutzung von Grundstiicken nach den §§ 33 bis 35 WVG
den Betroffenen unmittelbare Vermégensnachteile, kann er einen Ausgleich verlangen.
Im Ubrigen finden die §§ 36 - 38 WVG unmittelbare Anwendung.

6.) Kann der Ausgleich nicht durch MaRnahmen im Rahmen des Unternehmens durchgefiihrt
werden, ist eine angemessene Entschédigung zu leisten. Bei der Festsetzung der
Entschadigung bleiben eine Beeintrichtigung der Nutzung und eine Wertminderung des
Grundstiicks auBer Ansatz, soweit sie bei Durchfiihrung des Unternehmens durch einen
Vorteil ausgeglichen werden, der bei Festsetzung eines Verbandsbeitrages
unberiicksichtigt bleibt.

7.) Kommt eine Einigung iiber den Ausgleich nicht zustande, entscheidet der
Vorstand dariiber durch schriftlichen Bescheid.

8.) Sind Vermégensnachteile im Sinne des § 36 WVG so wesentlich, dass das benutzte
Grundsttick fiir den Betroffenen nur noch einen verhéltnismaRig geringen oder keinen
wirtschaftlichen Wert mehr hat, kann er verlangen, dass der Verband das Grundstiick zu
Eigentum erwirbt. Fir die Ermittlung des Gegenwertes ist der Zeitpunkt der Benutzung
des Grundstiicks durch den Verband maRgeblich.

§7
Auskunftspflichten

1.) Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband auf Verlangen Auskunft liber
solche Tatsachen und Rechtsverhiltnisse zu geben, die fiir die Beurteilung der mit der
Mitgliederschaft verbundenen Rechte und Pflichten erheblich sind.

Sie haben, soweit erforderlich, die Einsicht in die notwendigen Unterlagen und die
Besichtigung der Grundstiicke, Gewisser und Anlagen zu dulden. In der Satzung kénnen
weitergehende Verpflichtungen festgelegt werden.



2.) Die in Absatz 1 genannte Verpflichtung besteht nur gegeniiber Personen, die
vom Verband durch eine schriftliche Vollmacht als zur Einholung der Auskiinfte
oder zur Einsicht und Besichtigung berechtigt ausgewiesen sind.

3.) Die Absétze 1 und 2 gelten auch fiir Personen, die, ohne Verbandsmitglieder zu
sein, zur Beitragsleistung herangezogen werden oder herangezogen werden
kénnen mit der MaRgabe, dass sie nur insoweit zur Offenlegung von Tatsachen
und Rechtsverhiltnissen verpflichtet sind, als dies fiir die Festlegung ihrer
Beitrége erforderlich ist.

§8
Verschwiegenheitspflicht

Vorstandsmitglieder, Mitglieder des Verbandsausschusses, Geschiftsfiihrer sowie
Personen im Sinne des § 26 Abs. 2 WVG sind verpflichtet, iiber alle ihnen bei der
Durchfiihrung ihrer Aufgaben bekanntwerdenden Tatsachen und Rechtsverhiltnisse
Verschwiegenheit zu bewahren. Im Ubrigen bleiben die Vorschriften der
Verwaltungsverfahrensgesetze der Linder iiber die Verschwiegenheitspflicht unberiihrt.

§9
Verbandsschau

Eine Verbandsschau wird auf Antrag durchgefiihrt (§ 44 Abs. 2 WVG).

§10
Aufhebung der Mitgliedschaft

1.) Verbandsmitglieder, deren Vorteil aus der Durchfiihrung der Verbandsaufgabe
oder deren Last entfallen ist, sind berechtigt, die Aufhebung ihrer Mitgliedschaft
zu verlangen. Dies gilt nicht, wenn das Verbandsmitglied den Vorteil durch
eigene MaRnahmen beseitigt hat oder wenn durch die Aufhebung der Mitgliedschaft
erhebliche Nachteile fiir das &ffentliche Interesse, den Verband oder dessen Glaubiger zu
besorgen sind; Nachteile fiir den Verband sind insbesondere in den Fillen des
§ 8 Abs. 1 Nr. 2 und 3 WVG anzunehmen.

2.) Uber den Antrag auf Aufhebung der Mitgliedschaft entscheidet der Vorstand. Will
er dem Antrag stattgeben, hat er dies der Aufsichtsbehérde anzuzeigen.
Diese kann der Absicht innerhalb von zwei Monaten aus den in Absatz 1 Satz 2
aufgefiihrten Griinden widersprechen; widerspricht sie, so ist die Aufhebung der
Mitgliedschaft nicht zuldssig.

3.) Die Aufsichtsbehérde kann Verpflichtungen des Verbands und des betreffenden
Verbandsmitglieds festsetzen, um unbillige Folgen der Aufhebung der Mitgliedschaft
zu verhiiten.



§11
Verfahren

1.) Vor einer Entscheidung nach den §§ 23 und 24 WVG sind im Fall des
a) § 23 Abs. 1 WVG die Verbandsversammlung,
b) § 23 Abs. 2 VVVG der Vorstand sowie die kiinftigen Verbandsmitglieder,
c) § 24 Abs. 1 WVG die Verbandsversammlung
zu horen.
2.) Sind mehr als 50 Verbandsmitglieder oder kiinftige Verbandsmitglieder zu héren,

kann die Anh6rung durch die Méglichkeit der Einsicht in die Unterlagen (iber die
Angelegenheit ersetzt werden; dies ist 6ffentlich bekanntzumachen.

Il. Abschnitt

Verfassung

§12
Verbandsorgane

Die Organe des Verbandes sind: 1. Die Verbandsversammlung
2. Der Verbandsvorstand

§13
Zusammensetzung der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung besteht aus den dinglichen Mitgliedern. Sie kénnen im
Fall einer Verhinderung durch Bevollmachtigte vertreten werden.

§14
Aufgaben der Verbandsversammiung

Die Verbandsversammlung hat folgende Aufgaben:

1. Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie ihrer Stellvertreter,

2. Beschlussfassung iiber Anderungen der Satzung, des Unternehmens, des
Planes oder der Aufgaben,

3. Beschlussfassung tiber Umgestaltung und die Auflésung des Verbandes,

4. Festsetzung des Haushaltsplanes sowie von Nachtragshaushaltsplinen,



5. Einspruch gegen Zwangsfestsetzung des Haushaltsplanes,
6. Entlastung des Vorstandes,
7. Festsetzung von Vergiitungen fiir Vorstandsmitglieder,
8. Beschlussfassung liber Rechtsgeschifte zwischen Vorstandsmitglieder und
dem Verband,
9. Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten,
10. Festsetzung der Hohe der Beitragseinheit gem. § 27 Abs. 3 der Satzung.

§15
Einberufung der Verbandsversammiung

1.) Der Verbandsvorsteher beruft die Verbandsversammlung iiber die 6rtliche
Tagespresse ein.

2.) Der Verbandsvorsteher beruft die Verbandsversammlung nach Bedarf -jedoch
mindestens einmal im Jahr- ein; die Sitzungen der Verbandsversammlung sind
nicht 6ffentlich.

3.) Die Ladungsfrist betrégt mindestens eine Woche, in dringlichen Fillen kann der
Verbandsvorsteher die Frist verkiirzen; in der Ladung ist darauf hinzuweisen.

4.) Der Verbandsvorsteher l4dt die Aufsichtsbehérde unter Angabe der Tagesordnung ein.

§16
Sitzung der Verbandsversammlung

1.) Der Verbandsvorsteher, bei seiner Verhinderung sein Vertreter, bereitet die
Beratungsgegenstdnde der Verbandsversammiung vor und fiihrt in ihr den Vorsitz.
Er hat Stimmrecht, wenn er Verbandsmitglied ist.

2.) Zu Beginn der Versammlung ist ein Verzeichnis der erschienenen Verbandsmitglieder
aufzustellen.

3.) Der Verbandsvorsteher unterrichtet die Verbandsversammlung iiber die Angelegenheiten
des Verbands. Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Auskunft tiber die
Angelegenheiten des Verbandes zu geben, die mit dem Verhandlungsgegenstand im
Zusammenhang stehen.

§17
Niederschrift

1.) Uber den Verlauf der Verbandsversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen.

2.) In der Niederschrift sind Gegenstand, Ort und Tag der Versammlung, Art und
Ergebnis der Abstimmung, ferner die Beschliisse und Wahlergebnisse festzuhalten.



3.) Die Niederschrift ist vom Verbandsvorsteher und dem Schriftfiihrer zu unter-
zeichnen. Die Aufsichtsbehdrde erhilt einen Abdruck der Niederschrift.

§18
Beschliisse und Wahlen der Verbandsversammlung

1.) Die Verbandsversammlung ist beschlussfahig, wenn ordnungsgemiR geladen und
ein Zehntel der Mitglieder anwesend ist (§ 48 Abs. 2 VVVG). Ist die Form oder
Frist der Ladung nicht gewahrt, so ist die Verbandsversammlung nur beschlussfihig, wenn
ein Zehntel der Mitglieder anwesend ist und die Mitglieder der Verbandsversammlung
mit zwei Drittel aller anwesenden Stimmen zustimmen.
Bei wiederholter Ladung wegen vorheriger Beschlussunfahigkeit ist die
Verbandsversammlung auch beschlussfihig, wenn weniger als ein Zehntel der Mitglieder
anwesend ist.

2.) Die Verbandsversammlung beschlieRt mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden
Verbandsmitglieder. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. Es wird offen abgestimmt.
Jedes Verbandsmitglied hat das Recht, selbst oder durch einen Vertreter mitzustimmen;
der Verbandsvorsteher kann vom Vertreter eine schriftliche Vollmacht fordern.

Der Beschluss iiber eine Anderung der Aufgabe des Verbandes bedarf einer Mehrheit von
zwei Drittel der anwesenden Stimmen.

3.) Jedes Verbandsmitglied sowie auch ein duldendes Mitglied hat ohne Riicksicht
auf das Beitragsverhiltnis eine Stimme.

4.) Fiir Wahlen gelten die Absitze 1 - 3 entsprechend. Es wird offen abgestimmt.
Beantragt jedoch ein Mitglied Wahl durch Stimmzettel, so erfolgt die Wahl auf diesem
Wege. Gewdhlt ist, wer mehr als die Hilfte der abgegebenen giiltigen Stimmen erhilt.
Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet Stichwahl unter den
beiden Bewerbern mit den héchsten Stimmenzahlen statt.

Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. Haben im ersten

Wahlgang drei oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen, so entscheidet das
Los, welche Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber

die hichste, zwei oder drei Bewerber die gleiche nichsthéhere Stimmenzahl

erhalten, so entscheidet das Los, wer von diesen in die Stichwahl mit dem

Bewerber mit der héchsten Stimmenzahl kommt.

§19
Zusammensetzung und Wahl des Verbandsvorstandes

1.) Der Vorstand besteht aus einem Vorsteher (1. Verbandsvorsteher), einem
stellvertretenden Vorsteher (2. Verbandsvorsteher), einem Kassier, einem Schriftfiihrer,
2 Beisitzer sowie 2 Kassenpriifern.



2.) Die Vorstandsmitglieder sowie deren Stellvertreter werden von der

..... Verbandsversammlung gewéhlt. Das Ergebnis der Wahl ist der Aufsichtsbehdrde
anzuzeigen.
Nach Ablauf der Wahlperiode fiihrt der Vorstand seine Geschifte weiter, bis ein
neuer Vorstand gewihlt ist.

§20
Amtszeit, Entschadigung

1.) Der Verbandsvorstand wir auf die Dauer von fiinf Jahren gewdhit.

' 2.) Wenn ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit ausscheidet, so ist fiir den
Rest der Amtszeit entsprechend § 18 der Satzung ein Ersatzmitglied zu wihlen.

3.) Die ausscheidenden Vorstandsmitglieder bleiben bis zum Eintritt der neuen Vor-
standsmitglieder im Amt.

4.) Die Verbandsversammlung kann ein Vorstandsmitglied aus wichtigem Grund mit
Zweidrittelmehrheit abberufen. Die Abberufung und ihr Grund sind der Aufsichtsbehérde
anzuzeigen. Diese kann der Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige
unter Angabe der Griinde widersprechen, wenn der vorgetragene wichtige Grund nicht
gegeben ist.
Widerspricht die Aufsichtsbehérde, so ist die Abberufung unwirksam.

5.) Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tatig. Sie erhalten eine
Aufwandsentschidigung. Deren Héhe wird von der Verbandsversammlung beschlossen.

§21
Aufgaben des Verbandsvorstandes

1.) Der Verbandsvorstand leitet den Verband nach MaRgabe des Wasserverbandsgesetzes
und der Satzung in Ubereinstimmung mit den von der Verbandsversammlung
beschlossenen Grundsitzen. Ihm obliegen alle Geschifte, zu denen nicht durch Gesetz
oder Satzung die Verbandsversammlung berufen ist.

Insbesondere hat er die Aufgabe

1. liber einen Aufnahmeantrag nach § 23 Abs. 1 WVG zu entscheiden,

2. Uiber einen Antrag auf Aufhebung der Mitgliedschaft nach § 24 Abs. .2 WVG
zu entscheiden,

3. zu einer Verbandszuweisung durch die Aufsichtsbehdrde nach § 25 Abs. 1
Buchst. b.WVG eine Stellungnahme abzugeben,

4. Ort und Zeit der Verbandsschau zu bestimmen und die Schaubeauftragten,
die Aufsichtsbehérde und sonstige Beteiligte zu laden (§ 45 Abs. 1 WVG),

5. die bei der Verbandsschau festgestellten Mingel nach § 45 Abs. 3 WVG zu



beseitigen.
6. den Haushaltsplan und seine Nachtrage aufzustellen,
7. die Aufnahme von Darlehen im Rahmen des Haushaltsplanes zu beschlieRen,
8. Vertrége -auBer iiber Rechtsgeschifte zwischen Vorstandsmitgliedern und
Verband- zu beschlieRen,
9. die Grundsitze fiir die Beitragsbemessung zu ermitteln,
10. der Mitwirkung bei der Anderung und Ergdnzung der Satzung, der Verbands-
aufgabe, des Unternehmens und des Planes.
11. ber Widerspriiche gegen Beitragshescheide zu entscheiden.

2.) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfiillung ihrer Aufgaben die erforderliche
Sorgfalt anzuwenden. Sie sind dem Verband insbesondere dafiir verantwortlich,
dass die Bestimmungen der Satzung eingehalten und die Beschliisse der
Verbandsversammlung ausgefiihrt werden. Ein Vorstandsmitglied, das seine
Obliegenheiten vorsitzlich oder grob fahrléssig verletzt, ist dem Verband zum
Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Der Schadensersatzanspruch
verjahrt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchen der Verband von dem Schaden
und der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt.

§22
Sitzungen des Verbandsvorstandes

1.) Der Verbandsvorsitzende beruft den Verbandsvorstand sowie deren Stellvertreter nach
Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr mit mindestens 8-tigiger Frist zur Sitzung ein,
und teilt gleichzeitig die Tagesordnung mit. AuBerdem muss er auf Verlangen von zwei
Vorstandsmitgliedern eine Sitzung des Verbandsvorstandes einberufen.

2.) Vorstandsmitglieder die verhindert sind, teilen dies unverziiglich dem Vorsitzenden mit.
Dieser informiert dann die jeweiligen Stellvertreter.

3.) Die Aufsichtsbehérde ist unter Angabe der Tagesordnung vom Verbandsvorstand
zu laden und ihrem Vertreter auf Verlangen das Wort zu erteilen.

§23
Beschlussfassung des Vorstandes

1.) Der Verbandsvorstand ist beschlussféhig, wenn ordnungsgemaR geladen ist und
Mindestens zwei Drittel aller Vorstandsmitglieder anwesend sind. Er kann ohne
Ricksicht auf die Anzahl der anwesenden Vorstandsmitglieder beschliefen, wenn
in einer wiederholten Ladung mitgeteilt worden ist, dass ungeachtet der Zahl der
anwesenden Vorstandsmitglieder Beschliisse gefasst werden kdnnen. Ist die Form
oder die Frist der Ladung nicht gewahrt, so ist der Vorstand nur beschlussfihig,
wenn alle Vorstandsmitglieder zustimmen.



2.) Der Verbandsvorstand beschlieft mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden
Vorstandsmitglieder. Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

3.) Uber Beschliisse des Verbandsvorstandes ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist
vom Verbandsvorsitzenden und vom Schriftfiihrer zu unterschreiben.

§ 24
Geschifte des Verbandsvorstehers

1.) Der Verbandsvorsteher hat die Geschifte zu erledigen, die ihm durch das
Wasserverbandsgesetz oder die Satzung ausdriicklich zugewiesen sind.
Er unterrichtet mindestens einmal jahrlich (bei Bedarf auch o6fters), die anderen
Mitglieder des Verbandsvorstandes bei einer einberufenen Sitzung tber die
Verbandsangelegenheiten und hért ihren Rat zu wichtigen Geschiften.
Der Verbandsvorsteher oder bei seiner Verhinderung sein Vertreter leitet die
Verbandsversammlung. Wenn er selbst Vorstandsmitglied ist, hat er Stimmrecht.

Insbesondere gehéren zu den Aufgaben des Vorstehers:

1. Die gerichtliche und auRergerichtliche Vertretung des Verbandes,

2. die Einberufung und Leitung der Verbandsversammlung und der Sitzungen des
Verbandsvorstandes,

3. die Aufsicht iiber die Verbandsarbeiten, die Uberwachung der Verbandsanlagen und der
sich daraus ergebenden Aufsicht der Reparaturen, die Abwigung der Beteiligung der
Reparaturen durch erschwerende MaRnahmen eines Mitglieds, sowie die Abwendung von
Folgeschdden der Verbandsanlagen durch geeignete MaRBnahmen,

4. die Anweisung von Einnahmen und Ausgaben an die Verbandskasse,

5. die Aufsicht liber die Kassenverwaltung,

6. Beschlussfassung tiber Aufnahme von Krediten.

2.) Erklarungen des Verbandsvorstehers im Rahmen seiner Aufgaben, durch die der Verband
verpflichtet werden soll, bediirfen der Schriftform. Sie sind nur rechtsverbindlich, wenn
sie vom Verbandsvorsteher oder -falls er verhindert ist- seinem Vertreter unterzeichnet

sind.



I1l. Abschnitt

Verbandsbeitrige, Haushalt, Rechnungslegung und Priifung

§25
Beitrédge

1.) Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband Beitrige zu leisten,
soweit dies zur Erfiillung seiner Aufgaben erforderlich ist.

2.) Die Beitrége bestehen in Geldleistungen (Geldbeitrage) oder in anderen Leistungen
(Sachbeitrage).

3.) Die Aufsichtsbehérde kann Verpflichtungen des Verbandes und des betreffenden
Verbandsmitgliedes festsetzen, um unbillige Folgen der Aufhebung der Mitgliedschaft zu
verhiiten.

4.) Wer, ohne Verbandsmitglied zu sein, als Eigentlimer eines Grundstiicks oder
einer Anlage oder als Unterhaltungspflichtiger von Gewissern von dem Unter-
nehmen des Verbandes einen Vorteil hat (NutznieBer), kann mit Zustimmung der
Aufsichtsbeharde wie ein Mitglied zu Geldbeitragen herangezogen werden, da sie
denselben Vorteil haben wie Verbandsmitglieder. Der NutznieRer ist vorher anzuhéren.

5.) Haus- oder Gebdudebesitzer, die Abwisser oder Regenwasser aus ihren Grundstiicken in
die Verbandsanlagen einleiten, haben dem Verband hierfiir Beitrége zu leisten. Die hierfiir
zu erhebenden Beitrage werden von der Verbandsversammlung unter Beachtung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes beschlossen.

6.) Die Beitragspflicht nach den Absitzen 1 und 4 besteht nur insoweit, als die
Verbandsmitglieder oder NutznieRer einen Vorteil haben oder der Verband fiir sie ihnen
obliegende Leistungen erbringt oder von ihnen ausgehenden nachteiligen Einwirkungen
begegnet.

7.) Soweit Eigentiimer, die nur fiir die Benutzung ihres Grundstiicks zur Durchleitung von
Wasser zum Verband zugezogen worden sind, keinen Vorteil haben und keine
nachteiligen Einwirkungen verursachen, sind sie von allen Verbandsbeitragskosten frei.

§ 26
Hebung der Beitrige

1.) Der Verband hebt die Verbandsbeitrige auf der Grundlage des Mitgliederverzeichnisses,
des fiir ihn geltenden BeitragsmaRBstabes und des Beitragssatzes durch Bescheid.
Jeder einzelne Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

2.) Kann die endgiiltige Héhe des Verbandsbeitrages nicht festgesetzt werden und
ist es fir die Durchfiihrung des Unternehmens und die Verwaltung des Verbandes



erforderlich, kann der Vorstand Vorausleistungen auf die Verbandsbeitrage festsetzen,
die nur in begriindeten Fillen die Beitrage fiir eine Beitragseinheit iiberschreiten sollen.

3.) Die Zahlung wird einen Monat nach Zustellung des jeweiligen Bescheides fallig.

4.) Fiir die Verjahrung sind die Vorschriften der Abgabenordnung entsprechend
anzuwenden.

5.) Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn betreffenden
Beitragsunterlagen zu gewihren.

§27
Beitragsverhiltnis

1.) Verbandsbeitrage sind 6ffentliche Abgaben. Die Beitragspflicht der dinglichen
Verbandsmitglieder ruht als éffentliche Last auf den Grundstiicken und Anlagen,
mit denen die dinglichen Verbandsmitglieder an dem Verband teilnehmen.

2.) Der Beitrag der Verbandsmitglieder und der NutznieRer bemisst sich nach dem
Vorteil, den sie von der Aufgabe des Verbands haben, sowie den Kosten, die der
Verband auf sich nimmt, um ihnen obliegende Leistungen zu erbringen oder den
von ihnen ausgehenden nachteiligen Einwirkungen zu begegnen.

3.) Die Beitragslast aus der Verbandstétigkeit verteilt sich auf die Verbandsmitglieder.
Dabei wird je laufendem Meter der im Grundstiick des Mitgliedes verlegten
Drainageleitungen die entsprechende Beitragseinheit festgesetzt.

§28
Beitragsbuch

1.) Der Verbandsvorsteher sorgt dafiir, dass die ermittelten Beitragsverhiltnisse der
Verbandsmitglieder in das Beitragsbuch eingetragen werden und das Beitragsbuch auf
dem laufenden bleibt.

2.) Das Beitragsverhiltnis wird den Verbandsmitgliedern durch schriftlichen Bescheid
bekanntgegeben; der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§29
Anderung des Beitragsbuches

1.) Wenn sich die dem Beitragsbuch zugrundeliegenden tatsichlichen oder rechtlichen
Umstdnde erheblich dndern, oder wenn das Verbandsmitglied zwei Jahre lang gemaR
eines Beitragsbuches zu Beitrigen verpflichtet gewesen ist, dass sich
als unrichtig erweist, kann das Verbandsmitglied die Anderung des Beitragsbuches
verlangen. Im Ubrigen wird das Beitragsbuch nach Bedarf geindert.



2.) Die Vorschriften des § 28 Abs. 2 gelten entsprechend, wenn das Beitragsbuch
gedndert oder ein Anderungsantrag eines Verbandsmitgliedes abgelehnt wird.

§30
Sachbeitrige

1.) Anstelle von Geldbeitragen kann der Verbandsvorsteher auf Beschluss des
Verbandsvorstandes die Verbandsmitglieder zu Hand- und Spanndiensten fiir das
Verbandsunternehmen heranziehen. Die Verteilung dieser Sachbeitrige richtet
sich nach dem Beitragsverhiltnis.

2.) Jeder Verbandsmitglied ist dem Verband verpflichtet, den bei den Unterhaltungsarbeiten
auf sein Grundstiick gebrachten Aushub aus den Grében und Bichen wegzuriumen.

3.) Wenn iiber den Inhalt der Sachbeitragslast Streit besteht, setzt der Verbands-
vorstand durch schriftlichen Bescheid den Inhalt fest.

4.) Dienstleistungen von Verbandsmitgliedern (Sachbeitrige) werden nach den jeweilig
geltenden Sitzen des Maschinenringes verrechnet. Der Stundensatz fiir persdnliche
Arbeitsleistungen wird von der Verbandsversammlung beschlossen.

§31
Saumniszuschliége und Mahngebiihren

Wer seine Zahlungsverpflichtungen nicht erfiillt, hat einen Sdumniszuschlag und eine
Mahngebiihr, dessen Héhe von der Vorstandschaft festgesetzt wird, zu entrichten.

§32
Zwangsvolistreckung

Fir das Beitreiben der 6ffentlich-rechtlichen Forderungen des Verbandes (Beitrage)
durch Zwangsvollstreckung gelten die Vorschriften des Bayer. Verwaltungszustel-
lungs- und Vollstreckungsgesetzes (BayVwzVa).

§33
Haushaltsplan

1.) Die Verbandsversammlung setzt fur jedes Rechnungsjahr den Haushaltsplan des
Verbandes und nach Bedarf Nachtrége dazu fest. Der Verbandsvorstand stellt
den Haushaltsplan so rechtzeitig auf, dass die Verbandsversammlung spitestens
bis zu Beginn des Jahres iiber ihn beschlieRen kann. Der Verbandsvorsteher teilt
den Haushaltsplan und die Nachtrdge der Aufsichtsbehérde mit.

Das Rechnungsjahr ist mit dem Kalenderjahr identisch.



2.) Der Haushaltsplan enthilt alle voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben des
Verbandes im kommenden Jahr.

§34
Uberschreiten des Haushaltsplanes

1.) Der Verbandsvorsteher kann Ausgaben, die nicht im Haushaltsplan festgelegt
sind, leisten, wenn der Verband dazu verpflichtet ist, ein Aufschub erheblichen
Nachteil bringen wiirde und die Entscheidung der Verbandsversammlung nicht
rechtzeitig eingeholt werden kann. Er darf Anordnungen, durch die Verbindlichkeiten des
Verbandes entstehen kénnen, fiir die ausreichende Mittel im Haushaltsplan nicht
vorgesehen sind, nur bei unabweisbarem Bediirfnis treffen. Er kann die erforderlichen
Beitrdge von den Mitgliedern des Verbandes einziehen lassen.

2.) War die Verbandsversammlung mit der Angelegenheit noch nicht befasst, so
beruft der Verbandsvorsteher sie zur Festsetzung eines Nachtrages zum Haushaltsplan
unverziiglich ein.

§35
Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben

1.) Alle Einnahmen und Ausgaben sind nach dem festgestellten Haushaltsplan zu verwalten.

2.) Einnahmen aus Unternehmen, an denen nur ein Teil der Verbandsmitglieder Anteil hat,
kommen diesen zugute und zwar im Verhiiltnis ihrer Teilnahme an den Lasten.

§36
Aufnahme und Tilgung von Darlehen

1.) Der Verband ist berechtigt, auRerordentliche Ausgaben durch Darlehen zu
decken. Er Bedarf dazu ab einer Darlehenshohe von derzeit DM 25.000 € der
Zustimmung der Aufsichtsbehérde. Will der Verband zur Deckung des gleichen
-spater wieder auftretenden- Bediirfnisses neue Schulden aufnehmen, so muss er
zuerst die alten Schulden getilgt haben.

2.) Zur Tilgung der Darlehen sind nach einem Tilgungsplan angemessene Betrage in
den ordentlichen Haushaltsplan einzusetzen. Fiir langfristige Darlehen sind
mindestens die nach dem Tilgungsplan erforderlichen Betrage einzusetzen.

§37
Rechnungslegung und Priifung

1.) Die Verbandsversammlung bestellt zur Priifung aller Einnahmen und Ausgaben
zwei Kassenpriifer.



2.) Die Kassenpriifer haben den Auftrag zu priifen,
* ob die einzelnen Einnahme- und Ausgabebetrige der Jahresrechnung ordnungsgemaR,
insbesondere durch Belege, nachgewiesen sind,
* ob diese Rechnungsbetriige mit dem Wasserverbandsgesetz, der Verbandssatzung und
den sonstigen Vorschriften in Einklang stehen.

3.) Der Verbandsvorsteher legt den Priifungsbericht der Verbandsversammlung vor.

Diese beschlieRt iiber die Entlastung des Verbandsvorstands.

4.) Danach iibersendet der Verbandsvorsteher den Priifungsbericht der Aufsichtsbehérde,
die bei Bedarf eine iiberértliche Priifung fordern kann.

IV. Abschnitt

Anordnungen, Zwangsmittel

§38
Anordnungsbefugnis

1.) Die Verbandsmitglieder und die -aufgrund eines vom Eigentiimer abgeleiteten
Rechts- Nutzungsberechtigten haben die auf Gesetz oder Satzung beruhenden
Anordnungen des Verbandes zu befolgen.

2.) Die Anordnungsbefugnis kann auch vom Vorsteher allein wahrgenommen
werden.

§39
Durchsetzung von Anordnungen

Die Anordnungen nach § 38 sind Verwaltungsakte, die nach dem Bayer. Verwal-

tungszustellungs- und Volistreckungsgesetz durchgesetzt werden kénnen.

V. Abschnitt

Aufsicht

§40
Staatliche Aufsicht

Der Verband untersteht der Aufsicht des Landratsamtes Rosenheim.



§41
Genehmigungspflichtige Geschifte

Der Verband bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehérde
1.) zur unentgeltlichen VerduRRerung von Vermdgensgegenstinden,

2.) zur Ubernahme von Biirgschaften, zu Verpflichtungen aus Gewdhrvertragen und
zur Bestellung von Sicherheiten,

3.) zu Rechtsgeschiften mit einem Vorstandsmitglied einschlieRlich der Vereinba-
rung von Vergiitungen, soweit sie (iber den Ersatz von Aufwendungen hinausgehen,

4.) zur Aufnahme von Darlehen, die iiber die in § 36 Abs. 1 festgelegte Héhe
hinausgehen.

VI. Abschnitt

Schlussbestimmungen

§ 42
Offentliche Bekanntmachung

Die Satzung und Satzungsinderung werden im Amtsblatt der Aufsichtsbehérde
bekanntgemacht, fiir weitere 6ffentliche Bekanntmachungen gilt Art. 41 des Bayer.
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG).

§43
Einsichtnahme

Die Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Tattenhausen kann von allen Mit-
gliedern beim Verbandsvorsteher, beim Kassier und bei der Aufsichtsbehérde ein-
gesehen werden.

§44
Rechtsstreitigkeiten

Fiir den Fall, dass der Verband in Rechtsstreitigkeiten verwickelt wird, ist die Vorstandschaft
befugt, einen Rechtsbeistand beizuziehen, dessen Kosten vom Verband zu tragen sind.



§45
Rechtsbehelfe

Gegen Verwaltungsakte des Verbandes sind die nach der VerwaItungsgerichtsordnung
zuldssigen Rechtsbehelfe gegeben.

§46
Anderung der Satzung

1.) Beschliisse zur Anderung der Satzung oder der Aufgaben des Verbandes kdnnen
nur von der Verbandsversammilung gefasst werden.
Fir Beschliisse zur Anderung der Satzung geniigt die Mehrheit der anwesenden
Stimmen. Fiir den Beschluss iber die Anderungen der Aufgabe des Verbandes ist
eine Mehrheit von 2/3 der anwesenden Stimmen erforderlich.

2.) Die Anderung der Satzung bedarf der Genehmigung durch die Aufsichtsbehérde.
Sie ist von der Aufsichtsbehérde &ffentlich bekanntzumachen und tritt mit der
Bekanntmachung in Kraft, wenn nicht ein spaterer Zeitpunkt festgelegt ist.

§47
Satzungsénderung durch die Aufsichtsbehdrde

1.) Die Aufsichtsbehérde kann eine Anderung der Satzung aus Griinden des 6ffentlichen
Interesses fordern.

2.) Kommt der Verband der Forderung innerhalb einer bestimmten Frist nicht nach,
kann die Aufsichtsbehérde die Satzung dndern.

§48
Aufldsung des Verbandes

1.) Uber die Auflésung des Verbandes beschlieRt die Verbandsversammlung. Der
Beschluss der Auflsung kann nur mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden
Stimmen gefasst werden.

2.) Fiir den Fall der Auflésung des Verbandes ist nach der Begleichung aller Verbind-
lichkeiten das restliche Verbandsvermégen an die Gemeinde GroRkarolinenfeld
zu libergeben.

3.) Im Ubrigen kann der Verband gemaR den Bestimmungen des Bayer. Gesetzes
zur Ausfihrung des Wasserverbandsgesetzes (BayAGVVVG) aufgelést werden.



§49
Inkrafttreten

1.) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt fiir den

Landkreis Rosenheim in Kraft.

2.) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 16.3.2001 auRer Kraft.

Y2005 Do Busth,
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